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Zum unangemeldeten Anti-
Knastspaziergang in HH
Am Dienstag den 16.11.10, sollte im Rah-
men des Widerstandes gegen die Innenmi-
nisterkonferenz (IMK) ein unangemeldeter
Anti-Knastspaziergang stattfinden. Dieser
sollte um den U-Haft Knast Holstenglacis
gehen.  Nachdem sich abzeichnete das die
Bullen schon im Vorfeld massiv aufgefahren
hatten (ca. 300 Bullen und 5 Wasserwerfer
+ Räumpanzer um den Knast verteilt)
wurde der geplante Ablauf geändert und
um kurz vor 18 Uhr sammelten sich Klein-
gruppen in den Wallanlagen vor der Knast-
mauer.  
Ein großes Feuerwerk wurde gezündet,
Böller und andere Fackeln abgebrand , Pa-
rolen gegen die Knäste und für die Freiheit
aller Gefangenen gerufen und ein Redebei-
trag gehalten der auch im Park und an an-
deren Orten noch an Passant_innen ver-
teilt wurde.  Einige zufällig anwesende An-
gehörige von Gefangenen zeigten sich be-
geistert und informierten sich über weitere
Aktionen.  Die ca. 60 Personen, mit Karne-
vals und anderen Masken verkleidet, be-
wegten sich in Richtung B. Lawschool.  Auf
dem G.H. Wall wurde der Feierabendver-
kehr noch ein wenig durch Rauch verlang-
samt.  Die Bullenpräsenz wurde immer grö-
ßer und der Spaziergang zerstreute sich.
Eine Gruppe von 40 Menschen die sich
Richtung Vorderseite des Knastes bewegte
wurde von den Bullen eingekesselt.  Nach
etwas hin und her wurden die Menschen
mit einer Durchsuchung und Platzverwei-
sen in die Nacht entlassen. 
Unglücklicherweise wurden am Rande des
Kessels noch 6 Menschen vorübergehend
Festgenommen und in die Wache "Caffee-
macherei" gebracht. Vielen dank an dieser
Stelle an den EA und Prisoner-support.
Auch wenn der Anti-Knastspaziergang
nicht wie geplant stattfinden konnte, war es
trotz des großen Bullenaufgebots möglich
die Kundgebung am Knast unangemeldet
durchzuführen.  Viel mehr war an diesem
Tag unter diesen Voraussetzungen leider
nicht möglich aber vielen hat es wohl wie
uns gefallen.  
Auf der Seite der Bullen lassen sich seit
dem Wochenende leichte Abnutzungser-
scheinungen feststellen: Die Überstunden
zehren wohl an den Nerven. Nun ja, das
soll nicht unser Problem sein.  
Schon das viele da waren!  
Für eine Welt ohne Knäste, Lager, Grenzen
und jeden Staat! IMK versenken!  

Einige die gegen Knäste (spaziert) sind

::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::

Anarchistischer Abend  
Um unsere Ideen zu diskutieren, um Infor-
mationen auszutauschen, um Projekte und
Kämpfe vorzustellen... 
wollen wir zwei mal im Monat Raum für
Anarchist_innen und Interessierte schaffen.
Wir werden Mitstreiter_innen und Pro-
jekte aus anderen Städten und Ländern ein-
laden, uns austauschen und diskutieren
oder auch einfach mal einen Film gucken.
Außerdem finden wir es wichtig Publika-
tionen zugänglich zu machen und auszutau-
schen. Es wird also jedes Mal einen offenen
Infotisch geben. 
Wir würden uns auch freuen wenn der ein
oder andere Abend von anderen Menschen
mit ihren Themen und Ideen gefüllt/gestal-
tet werden würde.  
Der Anarchistische Abend wird zwei mal im
Monat jeden 1. und 3. Mittwoch um 19:30
Uhr im LIZ (Karolinenstr. - U2-Messehal-
len) stattfinden.  
Wir freuen uns auf interessante Abende
mit euch! 
Anarchie und Freiheit!  
Kontakt: a-abend@riseup.net 

::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::

Dresden 2011
2011 versuchten die Nazis gleich zwei Mal
in Dresden aufzumaschieren. Am 13. Fe-
bruar protestierten  3000 AntifaschistInnen
gegen 1500 Neonazis, eine Woche drauf am
19.2. verhinderten  20.000 DemonstrantIn-
nen großteils über Blockaden den Auf-
marsch der Nasen, die in wesentlich klei-
nerer Anzahl als erwartet anreisten. 
Die Polizei ging nicht selten sehr rabiat (u.a.
mit Gasgranaten und Pepperballs) gegen
DemonstrantInnen vor, die Medien hinge-
gen stürzen sich allein auf brennende Bar-
rikaden. 200 Nazis griffen am Samstag den
19.2. abend ein alternatives Wohnprojekt in
Löbtau an. Noch am gleichen Abend dran-
gen knapp zwei dutzend Spezialkräfte der
Polizei fälschlicherweise in das "Haus der
Begegnung" im Stadtteil Pieschen ein, be-
schädigten die Einrichtung und nahmen 16
Personen vorläufig fest. 

::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::

Hungerstreik Griechenland
“Ich möchte wie ein Mensch behandelt
werden - wie die Griechen. Wenn wir Pa-
piere bekommen, werde ich keine Angst
mehr vor der Polizei haben und ich kann le-
gal mit Versicherung arbeiten. Aber den
größten Teil der Zeit denke ich nun: Was
wird passieren, wenn der Staat keine Ant-
wort gibt?” Arqal, einer der Hungerstrei-
kenden in Athen

Seit mehr als vier Wochen befinden sich in
Griechenland etwa 300 Migranten im Hun-
gerstreik. Die meist aus Nordafrika stam-
menden Hungerstreikenden fordern die
Legalisierung aller MigrantInnen und Flücht-
linge in Griechenland. Meistens langjährig in
der griechischen Landwirtschaft beschäftigt
haben sie dennoch nur minimale Aufent-
haltsrechte - wenn überhaupt. Mittlerweile
wirkt sich der Hungerstreik bedrohlich auf
die Gesundheit einiger der Beteiligten aus:
Von der Athener Gruppe wurden acht Per-
sonen ins Krankenhaus geschickt, in Thes-
saloniki ist eine weitere Person ebenfalls ins
Krankenhaus eingeliefert worden.
Die griechische Regierung hat bisher nicht
auf die Forderungen der Hungerstreiken-
den reagiert. 
Um die Hungerstreikenden nicht weiter zu
gefährden ist die Regierung aufgefordert,
sofort zu handeln: "Der Hungerstreik ist
eine entscheidende Phase getreten", kom-
mentiert Reza Hosseini vom Netzwerk
"Welcome To Europe". "Die Regierung hat
die Forderung der Hungerstreikenden zu
erfüllen muss jetzt ein Gesetz zu deren Le-
galisierung beschließen."
Angesichts der jüngsten Ankunft von mehr
als 5.000 MigrantInnen auf Lampedusa, Ita-
lien, zeigt den Hungerstreik das völlige Ver-
sagen der europäischen Migrationspolitik.
Der Europäische Pakt zu Einwanderung
und Asyl von 2008 verbot kollektive Lega-
lisierungen. Das Dublin-II-System machte
eine koordinierte Aufnahme und Verteilung
von Migranten auf weitere europäische
Staaten unmöglich, wie sich im Fall von Ita-
lien zeigt. In Griechenland hat Dublin II zu
einem Kollaps des Asylsystems geführt. Eine
grundlegende Änderung der Asylpolitik für
Europa ist dringend notwendig: Dublin II
muss weg!

Blogs der Hungerstreikenden und mehr In-
formationen:
Athen: hungerstrike300.blogspot.com
Thessaloniki: allilmap.wordpress.com

Die Vollversammlung der Hun-
gerstreikenden im Janiuar 2011
Wir sind Migrantinnen und Migranten aus
ganz Griechenland. Wir kamen hierher, ver-
trieben von Armut, Arbeitslosigkeit, Krie-
gen, Diktaturen. Die multinationalen Kon-
zerne des Westens und ihre politischen
Handlanger in unseren Heimatländern ha-
ben uns keine andere Wahl gelassen, als -zig
mal unser Leben zu riskieren, um an Euro-
pas Pforte zu gelangen. Der Westen, der
unsere Länder ausplündert, mit seinem un-
vergleichlich höheren Lebensstandard ist
für uns die einzige Hoffnung, wie Menschen
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Bereits seit September letzten Jahres exi-
stiert eine Kampagne zur Unverträglichkeit
der Flora. Da am 28. März die Rote Flora
frei - das heißt ohne Vetorecht Hamburgs -
verkauft werden kann und die Verträge des
Investors mit der Stadt auslaufen, wurde
nun ein längeres Positionspapier veröffent-
licht. Mehrere zehntausend Exemplare im
klassischen Design früherer Stellungnah-
men aus der Flora und einige tausend Auf-
kleber werden derzeit im Schanzenviertel
und dem Rest der Stadt verteilt, während in
der Presse heftiger Widerstand befürchtet
wird, falls ein neuer Investor räumen lässt. 

Im verteilten Flugblatt werden inhaltliche
Eckpunkte einer Verteidigung der Flora vor-
gestellt und dafür geworben, sich an der
Kampagne zu beteiligen. Er versteht sich als
Initialzündung für weitere Diskussionen
und praktische Interventionsformen. Für
weitere Diskussionsbeiträge, Kritik und In-
fos ist der Blog   http://florableibt.blog-
sport.de eingerichtet worden, auf dem auch
der Text veröffentlicht ist. Obwohl in die-
sem Artikel zur aktuellen Situation, einige
Aspekte beispielhaft herausgegriffen und
auch kommentiert werden, ersetzt dies kei-
nesfalls ihn selbst zu lesen. 

Vereinnahmungspolitik 

Ausgehend von der eigenen Praxis und Ent-
stehung, verschiedenen Erfahrungen wie
der eigenen Rolle im Zusammenhang mit
der Gentrifizierung des Stadtteils wird die
Gefahr von Vereinnahmungspolitik als Zu-
sammenspiel von Vertreibungspolitik und
Integration betont. Dabei wird auch vor ei-
ner medialen Spaltung in vermeintlich neue
kreative und damit legitime und vermeint-
lich altmodische und als illegitim betrach-
tete Aktionsformen gewarnt: "Auf diese
Weise wird ein Gegensatz aufgemacht zwi-
schen innovativem und ewig gestrigem Pro-
test, Federn und Steinen, Künstlern und
Halbstarken. So soll widerständiges Poten-
zial sortiert werden in einen integrierbaren
Teil, der sich trotz (oder wegen) Prekarität
als Standortfaktor vermarkten lässt, und ei-
nen nicht integrierbaren, nicht verwertba-
ren Teil, der die volle Härte des Polizeik-
nüppels zu spüren bekommen soll. " 

Ablehnung von Verträgen 

Zudem wird die Diskussion um die Ableh-
nung von Verträgen und Vertragsverhand-
lungen dargestellt: "Zum einen bietet der
Besetzt-Status der Flora Handlungsspiel-

räume, die ansonsten schon aufgrund von
juristischen und ökonomischen "Sachzwän-
gen" ausgeschlossen sind. Darüber hinaus
vervielfältigt er Möglichkeiten, immer wie-
der die geltenden politischen Spielregeln zu
übertreten und Brüche in der herrschen-
den Ordnung zu produzieren. Zum anderen
wurde schnell deutlich, dass die Legalisie-
rung eine Befriedung des Projekts zum Ziel
hatte, indem die Flora als Kulturzentrum in-
tegriert und ihre politischen Inhalte ver-
drängt werden sollten. Mit der Ablehnung
von Vertragsverhandlungen konnten wir öf-
fentlich ein deutliches Zeichen gegen das
Zusammenspiel von Integration und Aus-
grenzung setzen." 

Freiraumbegriff 

Die Verteidigung besetzter Räume und Pro-
jekte wird in der Zielsetzung häufig mit
dem politischen Begriff eines Freiraumes
verbunden. "Freiräume" sind insbesondere
für Jugendliche oder in ländlichen und klein-
städtischen Räumen wichtige Orte der So-
zialisation und Selbstorganisation. Sie be-
schreiben darin Orte der Abweichung zu
sozialen Normen und Wertsystemen z.B.
den Eltern oder dem gesellschaftlichen
Mainstream, die als Enge und Zwangssy-
stem empfunden werden. Sie sind damit in
einem subkulturellen Sinne wichtige Ni-
schen und Experimentierräume zur Erpro-
bung selbstbestimmter Praktiken, queerer
Lebensentwürfe oder sonstiger Formen
der Selbsterfindung. 

In einem politischen Sinne sind "Freiräume"
dabei jedoch nie wirklich frei, da wir selbst
ein Teil der gesellschaftlichen Zwänge sind
und diese uns selbst und unsere Wahrneh-
mungen durchdringen. Sie drohen auf diese
Art und Weise zudem auch selbst zu einem
positiven Standortfaktor im Rahmen der
Gentrifizierung zu werden. Eine Erfahrung,
die die Flora Ende der Neunziger machte,
als die Handelskammer deren kreatives Po-
tential betonte und zum Standortfaktor für
die blühende Werbeindustrie im Viertel er-
klärte. Das die Gentrifizierung das Projekt
dabei inzwischen längst überholt und hinter
sich gelassen hat und es wieder vom Stand-
ort- zum Störfaktor mutierte, gehört wohl
zu den Regeln des Spiels. 

Von der Unverträglich-Kampagne wird je-
denfalls statt des Freiraumbegriffes im Fall
der Roten Flora eine andere politische
Schwerpunktsetzung stark gemacht. Dies
kommt in der in der Formel zum Ausdruck,

dass das Projekt Flora versuche, zwar
"Gegenentwürfe zu den hierarchischen und
diskriminierenden Gesellschaftsstrukturen,
in denen wir leben, umzusetzen" dabei sei
die Kampange sich aber bewusst, "dass auch
wir Teil der gesellschaftlichen Strukturen
sind, die wir überwinden wollen". Damit
wird zwangsläufig die Fragestellung aufge-
worfen, ob ein politischer Bezug auf die eig-
nen Praxis nicht im Sinne einer breiter an-
gelegten Kampagne zu kurz greifen muss.
Auf den Punkt gebracht wird dies in dem
Satz: "Nicht in der Schaffung von "Freiräu-
men" besteht für uns die Perspektive des
Projekts, sondern im Kampf gegen die ge-
sellschaftlichen Verhältnisse, die uns in sol-
che Nischen zwingen." 

Störfaktor bleiben 

Statt einem stärker auf sich selbst bezoge-
nen Ausgangspunkt um den eigenen Alltag
innerhalb des Projektes wird eine politische
Zielsetzung der Verteidigung der Flora in
Form einer Auseinandersetzung um gesell-
schaftliche Begriffe gesucht. Die Privatisie-
rung des öffentlichen Raumes und die zu-
nehmende Ökonomisierung der Städte als
Marken und Standorte werden damit ins
Zentrum einer solchen Konfliktlinie ge-
rückt. Kapitalistischen Sachzwängen als ver-
meintliches Gemeinwohl und Summe pri-
vatwirtschaftlicher Interessen, werden da-
bei individuelle Bedürfnisse und Begriffe um
Gerechtigkeit entgegengesetzt. 

Mit der Flora soll versucht werden, die
Stadt als Austragungsort innerer gesell-
schaftlicher Auseinandersetzungen um Teil-
habe stark zu machen, gegenüber einem
Bild von Stadt als Unternehmen und von
außen bedrohter Schicksalsgemeinschaft.
Politisch sieht die Kampagne sich dabei ein-
erseits als Teil der neuen Kämpfe und Be-
wegungen um Recht auf Stadt, andererseits
in internationalem Bezug zu militanten Aus-
einandersetzungen und Revolten wie z.B. in
Griechenland oder um das Ungdomshuset
in Kopenhagen. 

Was könnte passieren, wenn der jetzige Ei-
gentümer Kretschmer tatsächlich verkauft
und der Neu-Eigentümer dann eine Räu-
mung erwirkt, darüber spekuliert das
Abendblatt vom 19.2.2011: "Joachim Len-
ders, Landesvorsitzender der Deutschen
Polizeigewerkschaft (DPolG), sieht dann be-
rufsmäßig schwarz für den Stadtfrieden. Er
rechne bei einem Verkauf der Roten Flora
mit monatelangen Auseinandersetzungen

Der Konflikt um die Rote Flora
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Stadt versucht, sich mit einem Verkauf ein
Problem vom Hals zu schaffen. Wie beim
Undomhshuset verweigerte auch in Berlin
im Fall der Liebig14 die Stadt schließlich
irgendeine Verantwortung für die Räumung.
Im Rahmen neoliberaler Stadtentwik-
klungskonzepte sind Privatisierungen zu-
nehmend ein Regulationsmodell, um unpo-
puläre Maßnahmen gegen Proteste durch-
zusetzen. Diese taktische Verschiebung von
öffentlichen Konflikten ins Feld privater
Aushandlungsprozesse dient im Kern einer
Entpolitisierung von gesellschaftlichen Fra-
gen zugunsten einer alternativlos darge-
stellten Dynamik der Ökonomie. 
Wenn sich die Arbeitsbedingungen von Be-
schäftigten der Hamburger Krankenhaus-
betriebe nach einem Verkauf verschlech-
tern, die Grundversorgung der Wasserqua-

lität abnimmt oder städtische Wohnungen
verkauft werden und deren Bewohner_in-
nen von steigenden Mieten oder der Um-
wandlung in Eigentum betroffen sind, dann
berührt dies dieselben Fragen, dieselbe Ar-
roganz der Macht und Gewalttätigkeit der
Verhältnisse wie eine Bedrohung der Roten
Flora. 

Das Private ist politisch und damit öf-
fentlich! 

Die Politik ist keineswegs unbeteiligt im
Feld von solchen Konflikten. Weiter und
konkreter als ein selbstreferentieller Begriff
von Aneignung ginge deshalb die kollektive
Enteignung von Investoren wie Kretschmer.
Eine Rückführung des Privaten in das Öf-
fentliche und die Einforderung dieser

Ressourcen und der Stadt selbst als frei zu-
gänglichen und offenen Ort, der von denen
gestaltet wird, die dort leben, stehen als
Idee und Einsatz im Raum. Nicht als Uni-
kum und individuelles Konzept Rote Flora,
sondern als Modell zur Verbreiterung der
Kampfzone. 

AG für autonome
Teilchenbeschleunigung

Das Positionspapier der Kampange und
weitere Informationen zur Flora gibt es im
Internet: 
http://florableibt.blogsport.de
http://twitter.com/florableibt
http://www.rote-flora.de
Kontakt zur Unverträglich Kampagne 
unter: flora-bleibt@nadir.org 

Heute wurden in Hamburg 7 Häu-
ser besetzt. Die Besetzungen wur-
den in Vierteln durchgeführt die von
Gentrifizierung betroffen sind. 

Erklärung der Aktivisten: 
Wir sind Individuen, die zusammen die
menschenverachtenden Normen und Zu-
stände brechen wollen. 
Wir setzen mit diesen Besetzungen ein
Zeichen, ein Zeichen dafür, dass uns die
derzeitige Stadt nicht passt und wir ganz
andere Bedürfnisse haben. Diese Besetzun-
gen sind politische Aussage. Es geht uns
nicht nur um das Aufzeigen von Leerstän-
den und eine allgemeine Gentrifizierungs-
kritik, sondern einerseits um das selbst-or-
ganisierte Aneignen eines Raumes und dem
damit verbunden Aufzeigen des gemeinsa-

men solidarischen Lebens. Und anderer-
seits wollen wir durch diese Besetzungen
den entsprechenden Wohn- und Lebens-
raum aus den kapitalistischen Verwertungs-
prinzipien loslösen. 
Ein weiter Grund unseres Wiederstandes
ist die Räumung der Liebig in Berlin und die
drohende Räumung der Flora. 
Nachdem in Hamburg Wirtschaft und Po-
litik mit ca. 1mio qm leerstehendem Büro-
raum Fakten geschaffen haben, legen wir los
und schaffen ganz andere! 

Unerfüllte Bedürfnisse 
Uns BesetzerInnen geht es darum, unsere
Wohn- und Lebenssituation an unsere Be-
dürfnisse anzupassen. 
Vordergründig bedeutet das, dass wir unser
Leben gemeinsam gestalten und somit ein
sozial angenehmes Umfeld schaffen wollen. 

Gemeinsames Leben ist für uns dabei mehr,
als nur in einem Wohnhaus zu leben. Es ist
die räumliche und materielle Möglichkeit
alltäglicher Vereinzelung zu entkommen. 

Dabei spielt es eine untergeordnete Rolle,
ob mensch selbst in einem beispielsweise
sozialen Zentrum wohnt, wichtig ist vor al-
lem die Möglichkeit des Gemeinsam-Seins,
des Austausches und der Teilhabe. Eine Teil-
habe, die es in diesem kapitalistischen Sy-
stem so kaum gibt. 
Dieses gemeinsame Zusammenleben er-
möglicht ziemlich zwangsläufig ein weiteres
Bedürfnis, nämlich das eines sozialen Zu-
sammenlebens. Dieses Zusammenleben
stellt einen klaren Bruch mit u.a. der sy-
stemgegebenen Notwendigkeit des Einzel-
nen, sich unbedingt profilieren zu müssen,
dar. Denn wir wollen niemanden in unse-

Flora Vollversammlung 

Im Rahmen einer Flora VV mit 100 Leuten wurde am 24.2. das
Positionspapier der Kampagne vorgestellt und über verschiedene
Szenarien einer möglichen Räumung und die Praxis zur Verteidi-
gung diskutiert. Im Rahmen der Plattform zur Kampagne wird es
künftig unregelmäßige offene Treffen geben, auf denen über den
aktuellen Stand informiert wird. 

Die Plattform soll solidarischen Menschen die Möglichkeit geben,
mit der Kampagne in Kontakt zu treten und Raum zur Vernetzung
mit anderen Gruppen und Spektren bieten. Die Flora soll zum
jetzigen Zeitpunkt der Ausgangspunkt, aber nicht unbedingt der
Mittelpunkt sein. Stattdessen soll neben eigenen Aktionen auch
in bestehende Kampagnen wie "Leerstand zu Wohnraum" oder 

"Mietenwahnsinn" interveniert werden. 

Unabhängig hiervon wurde sich von der Vollversammlung für eine
Sachschadenkampagne im Vorfeld einer möglichen Räumung aus-
gesprochen. Der politische Preis einer Räumung soll für den Se-
nat damit hochgetrieben werden und möglichen neuen Investo-
ren bereits im Vorfeld deutlich werden, dass es an der Flora nichts
zu verdienen gibt. Die Räumung der Liebig14 in Berlin konnte
zwar nicht verhindert werden, aber die Proteste wurden als po-
sitives Beispiel gesehen, das im Zusammenhang der Flora ausge-
baut werden kann. Begrüßt wurden neben den militanten Aktio-
nen in Berlin und anderen Städten, auch die spontanen Scher-
bendemos in der Hamburger Innenstadt, auf St. Pauli und Altona. 

Hausbesetzung gegen Gentrifizierung
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der folgende text fasst die stichworte eines
vortrages zusammen, der 2010 im rahmen
einer   veranstaltungsreihe in hamburg zu
staatlicher repression  gehalten wurde. er
sollte eine inhaltliche klammer um die ver-
anstaltungswoche darstellen und über das
innerhalb der linken gängige bild von re-
pression hinaus weisen. dass die linke nur
einen übermächtigen staat beschreibt, mit
all seinen polizeilichen, geheimdienstlichen
und militärischen möglichkeiten, führt zu ei-
ner diffusen angst.

ausgangsfragen des vortrages waren die fra-
gen nach dem hintergrund einer sich ver-
schärfenden repression, in welchem zu-
sammenhang sie zu betrachten ist und wel-
che politischen absichten damit verbunden
sind.
außerdem sollte angedacht werden, was
wir als radikale linke daraus ableiten kön-
nen und müssen, zum einen für die prakti-
sche antirepressionsarbeit, aber vielmehr
auch, um zu begreifen, mit welchen politi-
schen mechanismen und realitäten wir kon-
frontiert sind. nur so sind wir auch in der
lage, handlungsmöglichkeiten zu entwickeln,
die über rein praktische antirepressionsar-
beit hinausgehen.

1. wahrnehmung von repression in
der linken
aus der subjektiven wahrnehmung der ra-
dikalen linken heraus ist die aktuelle re-
pression immer die schärfste. je nach poli-
tischer und gesellschaftlicher situation hat
es allerdings immer wieder wellen der re-
pression gegeben. wer heute sagt, die ak-
tuelle repression sei am schärfsten, igno-
riert objektiv die bedingungen der eigenen
bewegungsgeschichte. wie z.b. die repres-
sion gegen linke strukturen im zusammen-
hang mit bewaffneten  gruppen von den
70er bis 90er jahren. killfahndung und mör-
derische isolationshaft gegen organisierte
militante und ihre unterstützer_innen ge-
hörten dabei zum  repertoire staatlicher
repression.
jene, denen bewaffnete gruppen zu fern
sind und die sich persönlich mehr auf rein
autonome geschichte beziehen möchten,
sollten sich die kriminalisierung massenmi-
litanter bewegungen, wie die repressions-
welle gegen den startbahn- und antiatom-
widerstand vor augen führen. nach den
schüssen an der frankfurter startbahn-west
im herbst 1987 wurde die szene von einer
groß angelegten und nachhaltigen repres-
sionswelle überzogen. oder mensch be-
trachte sich die im lauf von mehr als 20 jah-
ren wiederholten  schläge gegen die 'radi-
kal', die zuletzt 1995 für mehrere leute
untersuchungshaft, für andere abtauchen
bedeutete.
schon diese beispiele zeigen, dass es in der

vergangenheit konkretere und deutlich här-
tere konsequenzen von repression für ak-
tivist_innen gab.
wir stehen heute allerdings veränderten ge-
sellschaftlichen bedingungen gegenüber. so-
wohl die politischen ausgangspunkte als
auch die strategische bestimmung von re-
pression sind jetzt andere.

was hat sich also tatsächlich verändert, au-
ßer dass es eine flut neuer gesetze gibt?
auch wir sehen, dass sich repression zuse-
hens verändert und verschärft, denken je-
doch, dass es in der politischen analyse zu
kurz greift nur die auswirkungen auf linke
mobilisierungenen und aktivitäten zu be-
trachten.
repressive staatliche strategien finden mitt-
lerweile auf allen gesellschaftlichen und po-
litischen ebenen ihre umsetzung.

2. formen der repression innerhalb
der gesellschaft
beginnend mit den 80er jahren im zuge eu-
ropäischer vereinheitlichungspolitik auf
dem weg zur eu wurden zunehmend neo-
liberale strategien auf nationaler und euro-
päischer ebene propagiert und umgesetzt,
um im globalen rahmen für eurpäisches ka-
pital optimale verwertungsbedingungen
durchzusetzen. die kapitalistische zauber-
formel deregulierung  bedeutete den abbau
staatlicher eingriffe in produktion, handel,
waren- und geldverkehr. der markt soll sich
selbst organisieren. marktradikalität und
verwertungslogik sollen alle gesellschaft-
lichen bereiche bestimmen.

noch in den jahren vorher gab es als rah-
menbedigungen des verwertungssystems
staatlich gesetzte beschränkungen für das
kapitalistische system. arbeitsschutzgesetze,
kündigungsschutz oder flächendeckende ta-
rifverträge waren genauso eckpunkte staat-
licher intervention in den verwertungspro-
zess, wie ein wohlfahrtssystem, das auf dem
solidarprinzip aufbaute. dahinter stand po-
litisch das ziel, die meisten menschen ins
gesellschaftliche einerlei zu integrieren, so-
lange dies aus kapitalistischer sicht sinn
machte und finanzierbar war.

spätestens mit den 90er jahren und paral-
lel zum zusamenbruch der "rael"sozialisti-
schen staaten war der gegenentwurf durch-
gesetzt: individualisierung, fragmentierung
und wettbewerb kapitalistischer konkur-
renzen, sei es zwischen indivduen, standor-
ten oder staaten, bestimmen die gesell-
schaftlichen bedingungen und sozialen ver-
hältnisse. 
das ende des sogenannten wohlfahrt- und
sozialstaates, bedeutet gleichzeitig, dass das
staatliche system der parlamentarischen
demokratien westeuropas nicht mehr für

formale bürgerliche freiheitsrechte, bzw. für
liberale demokratie steht.
im gegenteil ist es ein system, dass nur noch
in der logik von verwertung denkt und die
bedingungen dafür zunehmend repressiv
absichert, nach innen wie nach aussen.
je erfolgreicher neoliberale politik umge-
setzt wird, um so mehr verschärfen sich so-
ziale, ökonomische und kulturelle wider-
sprüche. massenarbeitslosigkeit, sinkende
einkommen und die komplette demontage
sozialer sicherungssysteme sind gleichzeitig
kalkül wie auch konsequenz neoliberaler
politik und keineswegs ergebnisse einer be-
haupteten krise.

sicherheit und repression sind mittlerweile
schlüsselbegriffe im gesellschaftlichen di-
skurs und werden vorherrschende aspekte
von kernideologien kapitalistischer herr-
schaft. das bewusstsein, gesellschaftliche
und ökonomische widersprüche seien nicht
strukturell zu lösen, sondern nur durch
sanktion, ausschluss und verdrängung, soll
umfassend durchgesetzt werden. 
auf der ebene von individualisierungsstra-
tegien bedeutet dies, dass jede_r für
ihre_seine 'probleme' selbst verantwortlich
und schließlich selbsthaftbar ist. das ganze
wird als flexibilität und empowerment
schöngeredet. schlussendlich greift repres-
sion dort, wo individuelle lösungen nicht
möglich oder nicht leistbar sind - und das
auf allen gesellschaftlichen und politischen
ebenen.

auch im sozialbereich läuft es nach genau
diesem schema: systematische arbeitslosig-
keit, keine neue arbeit gefunden, "nicht ge-
nug bemüht", "arbeitsscheu", hartz-IV, 1-
euro-job verweigert, keine leistungen mehr
etc. auch die tatsache, dass ein jugendrich-
ter im hamburger stadtteil bergedorf schu-
leschwänzen mit knast bestraft und als be-
gründung anführt, schuleschwänzen sei ein
anzeichen von delinquenz, macht deutlich,
dass die zeiten von integration und sozial-
arbeit endgültig vorbei sind.
und wenn dann die hamburger presse das
urteil abfeiert und schuleschwänzen als be-
drohung propagiert, bedient sie eine poli-
tische stimmung, die durch konstruktion
und überbetonung von bedrohungsszena-
rien geprägt ist.

groß angelegte mediale aufarbeitungen und
politische initiativen erfüllen genau den ei-
nen zweck, nämlich den sicherheitsstaat
(und darin ist mit sicherheit nicht die sozi-
ale sicherheit einbegriffen) weiter auszu-
bauen und als alternativlos darzustellen.
der strategische nutzen für den staat liegt
dabei im bestreben seine souveränität und
legitimität zu garantieren und die beste-
henden kapitalistischen eigentums- und
machtverhältnisse wie rassismus, sexismus

autoritäre formierung und repression
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aufrecht zu erhalten.
ein strategischer eckpunkt staatlicher poli-
tik ist also perspektivisch die durchsetzung
eines autoritären, repressiven apparates in-
klusive eines sicherheitsdiskurses, der alle
gesellschaftlichen bereiche durchzieht und
schließlich die permanente aufrüstung nach
innen wie nach außen durchsetzt.

was wir erleben, ist die transformation des
gesellschaftlichen bewusstseins, in dem die
bedürfnisse nach individuellen und kollekti-
ven freiheiten zerschlagen und aufgelöst
werden.
dabei sind die menschen nicht nur passive
objekte von überwachung und repression.
transformation heisst hier auch, dass sie die
ideologien des präventiven sicherheitsstaa-
tes als subjekte verinnerlichen sollen.Das
spiegelt sich zum beispiel in der ausführung
gesellschaftlicher kontrolle oder der ak-
zeptanz von kameraüberwachung ("ich
habe nichts zu verbergen") weitgehend
wieder. 
so wird sicherheit als schutz gegen kapti-
talistische internationalisierung, wie ar-
beitsmigration, "ausländische drogenban-
den" und "islamistischen terrorismus", ima-
giniert. zugleich bieten hartz-IV und 1euro-
jobs oft genug terrain für die konstruierte
hetze gegen sogenannte sozialschmarotzer. 
denn in der selbstdisziplinierung und kon-
kurrenz um ihre markttauglichkeit be-
kämpfen und verurteilen individuen abwei-
chendes verhalten und fügen sich damit
dem sozialen druck eines vermeintlichen
gesellschaftlichen normalzustandes. die
macht- und repressionsausübung  und die
durchsetzung eines hegemonialen sicher-
heitsbegriffes erfolgt also nicht allein von
außen, sondern ganz maßgeblich durch die
individualisierten menschen innerhalb der
gesellschaft selbst.
das projekt des präventiven sicherheits-
staates, die durchsetzung von neoliberaler
politik und eine autoritäre formierung von
gesellschaft gehören untrennbar zusam-
men.
früher hieß es, repression ist die staatliche
reaktion auf zugespitzte soziale oder öko-
nomische widersprüche. die strategie eines
präventiven sicherheitsstaates setzt den fo-
kus darauf, schon weit im vorfeld einer zu-

spitzung zu agieren und wirkungsmacht zu
entfalten.

3. militarisierung
der extremste ausdruck des derzeitigen si-
cherheitsdiskurses ist die zunehmende mi-
litarisierung des staatlichen denkens und
handelns bis hin zur militärischen interven-
tionen, also das führen von krieg. der eta-
blierte sicherheitsbegriff ermöglicht es, mi-
litärische und polizeiliche handlungsebenen
zu verbinden. im offiziellen eu- sprachge-
brauch werden weltweit zu führende
kriege mit sicherheitsbegrifflichkeiten legi-
timiert. (nämlich mit der sicherheit der
energieressourcen der eu und der sicher-
heit der waren- und finanzwege). nichts an-
deres bedeutet der als polizeieinsatz legi-
timierte internationale militäreinsatz gegen
sogenannte piraten vor der ostafrikani-
schen küste.

nicht nur durch die flut von sicherheitsge-
setzen, sondern auch über eine immer
weiterentwickelte feindbekämpfung wird
auch im inneren ein permanenter ausnah-
mezustand behauptet und umgesetzt. (po-
lizeigesetze und ausländerrecht als gefah-
renabwehrgesetze, politisch motivierte ex-
tremismustheorien, feindbekämpfungsideo-
logien) schäuble hat 2006 als innenminister
durchblicken lassen, wohin sich der sicher-
heitsbegriff nach innen entwickeln soll, als
er behauptet hat, die brd befände sich im
kriegs- bzw. im kriegsfolgerecht und müsse
sich entsprechende instrumentarien schaf-
fen, um gegner zu bekämpfen.
für die menschen in den metropolen wer-
den krieg und frieden deckungsgleich ge-
macht, auch wenn der krieg andernorts ge-
führt wird. das ignorieren, bzw kritiklose
hinnehmen des kriegszustandes, in dem
sich die brd, die eu und die nato weltweit
befinden, wird zur normalität erklärt. denn
globale militärische interventionen gehören
heute mehr als je zuvor zum kapitalisti-
schen normalzustand.
staatliche feindkonstruktionen und -erklä-
rungen sind kein statischer zustand, son-
dern unterliegen staatlichen politischen
notwendigkeiten. die globalen gesellschaft-
lichen und ökonomischen bedingungen las-
sen erahnen, dass immer mehr menschen

auch in den metropolen wieder zu denen
gehören könnten, gegen die krieg geführt
wird. 
als radikale linke müssen wir in unsere pra-
xis mit einbeziehen, dass krieg die herr-
schenden bedingungen maßgeblich be-
stimmt. genau das muss teil der grundlage
unser eigenen politik werden. 
wir organisieren uns auf dem gebiet eines
kriegführenden systems.

4. resume
in der vorliegenden zusammenfassung wird
deutlich gemacht, dass repression weit
mehr ist als das,  mit dem wir uns in der re-
gel als praktische antirepressionsarbeit be-
fassen (festnahmen auf demos, u-haft, an-
quatschversuche usw).
staatliche repression betrifft nicht nur uns
als linke, sondern in anderer form auch
viele andere menschen. 
repression gegen linke strukturen ent-
springt dem selben kalkül, wie etwa der so-
zialer druck auf individuen oder der vor-
herrschende sicherheitsdiskurs, nämlich
der aufrechterhaltung des kapitalistsichen
normalzustands im nationalen wie im glo-
balen maßstab.
wichtig ist es zu verstehen, inwiefern re-
pressive praxis und ideologie fundamente
kapitalistischer ordnung auf vielen ver-
schiedenen ebenen ist. es geht eben nicht
um ein beklagen der allmächtigen repres-
sion und nicht um den ruf nach rechts-
staatlichkeit. 

es geht um ein ein analytisches verständnis
staatlicher ideologien und gesellschaftlicher
mechanismen des systems, das wir be-
kämpfen, um eine gesellschaftlich wirksame
linksradikale praxis entwickeln zu können. 
unter diesen gesichtspunkten ist es ver-
wunderlich, wie wenig die sicherheitsge-
setze  (ähnlich wie  das hartz-gesetzespa-
ket) thema in linken diskussionen waren,
obwohl sie zum einen auch 'uns' gelten,
zum anderen die gesellschaftlichen bedin-
gungen hier nachhaltig verändert haben. 

antirepressionsgruppe 
hamburg

Auch bei Spontis gilt: 
Keine Demo ohne den EA!

In der letzten Zeit gab es in Hamburg einige erfreuliche spontane
Demos und Aktionen, bei denen auch viel bei uns angerufen
wurde. Nicht ganz so erfreulich ist, dass wir immer öfter nicht
angefragt wurden. Wenn wir da sein sollen, müssen aus unserer
Sicht bestimmte Grundlagen vorhanden sein:

1. wir kriegen Bescheid gesagt - möglichst früh.
2. wir besprechen dann mit euch, was für eine gute EA-Arbeit
wichtig ist.
3. nur wenn ihr mit uns gesprochen habt, könnt ihr sicher sein,
dass das Telefon besetzt ist.

So viel erstmal. 
Lasst es krachen. 
Anna & Arthur halten's Maul!

Liebe Grüße der EA
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Nachdem die Ereignisse nun mehr als ein
Jahr zurückliegen, wollen wir nochmal den
aktuellen Verfahrensstand bezüglich der Be-
schuldigung der versuchten Brandstiftung
transparent machen: Im August 2009 wurde
eine Genossin im Hamburger Internetcafe
Gamespot im Kleiner Schäferkamp 24 vor-
läufig festgenommen.
Es lief wohl so ab, dass sie einem der dor-
tigen Mitarbeiter "auffällig", was auch im-
mer das heißt, erschien und er daraufhin ei-
nen Screenshot von dem von ihr benutzten
Arbeitsplatz machte. Das ist offensichtlich
eine gängige Praxis in Internetcafes.
Daraufhin verständigte er die Bullen und
die Geschichte nahm ihren unerfreulichen
Lauf. Unter dem Vorwurf einer versuchten
Brandstiftung wurde sie vorläufig festge-
nommen, anschließend fand eine Haus-
durchsuchung und eine erkennungsdienst-
liche Behandlung statt. Die Genossin ver-
weigerte die Aussage.
Laut Hamburger Verfassungsschutzbericht
bezieht sich die Bullenaktion auf die seit
November 2008 laufende Aktionsreihe ge-
gen die Kriegsdienstleisterin Deutsche
Post/DHL.

Dort heißt es: "Am 25.08.09 wurde eine
Hamburger Autonome wegen versuchter
Brandstiftung festgenommen, nachdem sie
in einem Internetcafe eine Bekennung mit
der Überschrift "Der Bundeswehr und ih-
ren PartnerInnen Feuer unterm Arsch ma-
chen!" verfasst hatte. Darin ging es um ge-
plante Brandanschläge auf Fahrzeuge der
Deutschen Post und der DHL; die Taten
wurden nicht ausgeführt. "Freund_Innen
und Genoss_Innen" erklärten sich per
Flyer wenige Tage später solidarisch mit der
Beschuldigten." Zitat Ende.

Ein Teil des Umfelds der Betroffenen und
auch die Betroffene selbst, wurden an-
schließend über einen längeren Zeitraum
einigermaßen intensiv observiert. Nachdem
diese Observationen im Rahmen einer Ver-
anstaltung öffentlich gemacht wurden, end-
ete die offensichtliche Überwachung der
Personen.
Ob die Observationen tatsächlich mit dem
Verfahren zusammenhingen wissen wir
schlicht und einfach nicht. Es sei aber an
dieser Stelle nochmals darauf hingewiesen,
dass in Hamburg zahlreiche Ermittlungen
gegen Unbekannt laufen und der Staats-
schutz massiv versucht linke Strukturen zu
durchleuchten.

Um den Hintergrund des Verfahrens ver-
ständlich zu machen, wollen wir kurz einige

dokumentatorische Worte zu der oben er-
wähnten Kampagne verlieren: In dieser
wird, laut der Internetseite der Kampagne,
die Rolle der DHL als Militärlogistikerin der
Bundeswehr öffentlich gemacht, mit dem
Ziel, dem Gewinn aus dem Geschäft mit
dem Krieg, einen möglichst unkalkulierba-
ren Imageschaden entgegen zu setzen. Das
geschah bisher bundesweit beispielsweise
durch Plakataktionen, Flugblätter, Kundge-
bungen, durch Umfärben von Postfassaden,
Paketstationen und Briefkästen und auch
durch feuertechnische Eingriffe in den
Fuhrpark der DHL.

Nach wie vor will die Bundeswehr große
Teile ihrer Basislogistik an ein ziviles Unter-
nehmen abtreten, was als umfangreichstes
Projekt der Privatisierung und Umstruktu-
rierung der Bundeswehr gilt. Dabei geht es
um Lagerung von Material, den Transport
von Kriegsgerät sowie Soldat_innen,  Treib-
stoff und Munition. Zivile Firmen und
Dienstleister_innen werden so zu aktiven
Akteur_innen einer kriegerischen Mobil-
machung, weil sie mit Krieg und kriegeri-
schen Friedenseinsätzen ein ökonomisches
Interesse verbinden und daraus auch real
wirtschaftlichen Profit schlagen. Unter an-
deren bewarb sich auch die DHL 2008 um
diesen bislang größten Auftrag der deut-
schen Transportbranche.
Das politische Ziel der Kampagne besteht
darin, die Zusammenarbeit der DHL als
olivfarbener Briefträger und Transporteur
von Kriegslogistik bis hin zur Auslieferung
von Munitionsteilen für die Bundeswehr öf-
fentlich zu thematisieren und zu skandali-
sieren. Mit der Skandalisierung am Beispiel
der DHL wird beabsichtigt, eine breite
Kampagne auszurufen, welche die wach-
sende Verzahnung ziviler und militärischer
Bereiche in das Bewusstsein der Öffent-
lichkeit tragen soll.

Das praktische Ziel der Kampagne ist of-
fensichtlich: Die DHL sollte sich aus dem
Geschäft mit der Bundeswehr zurückzu-
ziehen, weil der Imageschaden und ein
wachsender Konsument_innenstreik durch
Ereignisse vielfältigster Art schwerer wie-
gen würden als der ökonomische Aspekt. 
Nach über einem Jahr ungewöhnlich offen-
siver Aktivitäten gegen den Kriegslogistiker
DHL und nach über einem Jahr wirtschaft-
licher Flaute zog die DHL Anfang 2010 ihre
Bewerbung für den Bundeswehr Auftrag
zurück, "weil die mit dem Auftrag verbun-
den Risiken als zu groß galten" (Financial Ti-
mes). Dieser Rückzug kann aber weder als
definitiv gewertet werden noch sollte das

militärische Engagement der DHL jenseits
dieses Vertrages vernachlässigt werden. So
lange der Konzern bei seiner Haltung
bleibt, dass Bundeswehr und NATO Kun-
den wie jede anderen auch seien und so
lange sich diese Haltung in Kriegsbeteili-
gungen an der Seite der NATO - Kamp-
feinheiten in Afghanistan und Irak aus-
drückt, so lange wird, laut Kampagnen -
Broschüre, auch die Imagebeschmutzungs-
kampagne weitergeführt werden.

Krieg ist ein Geschäft. Nicht nur für Rü-
stungsfirmen, sondern auch Unternehmen
wie die Deutsche Post/DHL. Und seit die
Bundeswehr nach 1945 zu einem völlig
normalen Instrument deutscher Außenpo-
litik geworden ist, sogar ein verhältnismäßig
"krisenfestes" Geschäft. Je umfangreicher
die Kriegseinsätze, um so höher der Um-
satz in der Bilanz. Die Produktion und
Dienstleistung für das Militär tragen zur
Anerkennung und Akzeptanz des Krieges
und zur Militarisierung der Gesellschaft bei,
die durch die immer wiederkehrende Di-
skussionen um den Einsatz der Bundes-
wehr im "Inneren" und den Ausbau der zi-
vil-militärischen Zusammenarbeit noch ver-
stärkt wird. Dass die BRD zu den welt-
größten Rüstungsexporteuren gehört, ist
keine Erfolgsnachricht, sondern nur ein
weiterer Grund, in diesem Land antimilita-
ristisch zu intervenieren.  

Im Rahmen der Beschuldigungen in Ham-
burg bewegt sich derweil alles in seinen ju-
ristischen Bahnen. LKA und Staatsanwalt-
schaft lassen sich Zeit die Ermittlungen
endgültig abzuschließen und der Anwältin
die vollständige Akte zu übermitteln. Ob
die Ergebnisse für die Eröffnung eines Pro-
zesses ausreichen, bleibt somit weiterhin
offen.

An alle, die uns bislang unterstützt haben,
vielen Dank, 
viel Power für die Genossin

Solizusammenhang Hamburg
Dezember 2010

Aus der Wüste - Zwischenbericht des Solizusammenhangs
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Ein Prozessbericht der Roten Hilfe
OG Magdeburg.

Die Rote Hilfe OG Berlin, das Netzwerk
Freiheit für alle politischen Gefangenen und
das Gefangenen Info riefen zum 11. Okt-
ober 2010 zu einer Prozessdelegation zur
Unterstützung des Gefangenen Infos auf, an
welcher wir mit einem vollbesetzten Auto
teilnahmen. An diesem Montag fand der Re-
visionsprozess gegen den presserechtlichen
Verantwortlichen des Gefangenen Infos -
Wolfgang Lettow - statt.

Hintergrund:
Am 21. April 2010 wurde Wolfgang zu einer
Geldstrafe von 800 Euro verurteilt, da er
für die Veröffentlichung eines Artikels der
Roten Hilfe OG Düsseldorf / Möncheng-
ladbach / Neuss verantwortlich sei. Es han-
delte sich hierbei um einen Prozessbericht
vom 2. Juli 2009 im Düsseldorfer 129b Pro-
zess gegen Faruk Ereren, der in der 348sten
Ausgabe des GI' s abgedruckt wurde. In
diesem wurde die Verhängung von Beuge-
haft gegen den durch jahrelange Haft und
Folter in der Türkei erblindeten Nuri Er-
yüksel thematisiert. Unter anderem soll der
Richter B. Klein die Verhängung der Beuge-
haft mit der zynischen Bemerkung "für
Nuri sei die Beugehaft wohl ein wirksames
Mittel, um sich zu besinnen, denn er sei ja
erblindet" begleitet haben. Das Gefangenen
Info erhielt deswegen neben dem Online-
Portal "Scharf Links" eine Anklage wegen
Verleumdung.
Die Beugehaft gegen Nuri wurden 4 Wo-
chen später durch das BGH als rechtswid-
rig erklärt.

Revisionsprozess vor dem Berliner
Landgericht:
Am 11. Oktober 2010 fand vor dem Berli-
ner Landgericht die von der Verteidigung
des Gefangenen Infos eingeforderte Revi-
sionsverhandlung statt. Um 13 Uhr ver-
sammelten sich einige Personen zu einer
Kundgebung vor dem Landgericht. Es wur-
den ein Transparent des Gefangenen Infos
mit der Aufschrift "Die Waffe der Kritik
kann allerdings die Kritik der Waffen nicht
ersetzen" als auch eines von TAYAD mit
den Gesichtern der Düsseldorfer 129 b
Angeklagten gezeigt. Anwesend waren u.a.
Vertreter des Komitee für den Aufbau ei-
ner Roten Hilfe International Italien, der
Roten Hilfe Düsseldorf, des Netzwerk Frei-
heit für alle politischen Gefangenen, des
Komitees für Grundrechte und Demokra-
tie und des TAYAD Komitees. Schon im Vor-
feld gab es Solidaritätserklärungen von den

Gefangenen Nurhan Erdem, Thomas Meyer
Falk, Faruk Ereren sowie von der Bundes-
tagsabgeordneten Ulla Jelpke.

Um 13.30 Uhr begann der Prozess, der von
circa 20 Menschen solidarisch begleitet
wurde. Nach den üblichen Formalias ver-
las Wolfgang eine Prozesserklärung, in der
es unter anderem hieß: "Die Repression ge-
gen linke Medien ist kein Einzelfall, denn seit
einem halben Jahr hat sie zugenommen.
Ebenso kommt es wegen des Abdrucks
desselben Artikels gegen das Internetpor-
tal "Scharf-links" zu einer Berufungsver-
handlung. Gegen linke Buch- und Infoläden
kam es neben München vor allem in Berlin
zu mehreren Durchsuchungswellen, weil sie
subversive Zeitschriften ausgelegt hatten.
Hier werden die Betreiber_innnen dieser
Läden nach Meinung der Staatsanwaltschaft
für den Inhalt dieser Publikationen verant-
wortlich gemacht und so wird fortlaufen-
den Druck und Repression auf sie ausge-
übt. In den 21 Jahren seit Bestehen des
"Gefangenen Infos" hat es über 30 Versuche
seitens des Staates gegeben, die Zeitung
mundtot zu machen. In Anbetracht der Tat-
sache, dass linke Medienprojekte wie das
"Gefangenen Info" keine kommerziellen
Ziele verfolgen und somit nicht über ein
dickes Finanzpolster verfügen, gleicht jeder
Strafbefehl und jede Geldstrafe einem mas-
siven Angriff, der die Existenz dieses Pro-
jektes
gefährdet. Da diese repressiven Maßnah-
men in erster Linie wirtschaftlichen Scha-
den anrichten und einschüchtern sollen,
stellt sich uns die Frage, ob diese Maßnah-
men nicht hart an der Grenze zur Medien-
zensur liegen.
Neben der redaktionellen Arbeit musste
die Existenz und damit das Fortbestehen
des Infos auch immer vor Gericht vertei-
digt werden, um damit das Leben vor allem
der Gefangenen aus der RAF vor staat-
lichen Übergriffen hinter Gittern zu schüt-
zen. Heute sind es vor allem Eingesperrten
aus türkischen und anderen migrantischen
Zusammenhängen, die diesen Sonderhaft-
bedingungen und -gesetzen ausgesetzt sind.
Es bedeutet immer Kampf auf allen diesen
Ebenen, den Weggesperrten einen unzen-
sierten Raum zu geben für ihre politischen
Vorstellungen bis hin zur ihrer Freiheit!..."
(Zitat Wolfgang Lettow - Prozesserklärung
vom 11.10.2010).
Die Verteidigung stellte fest, dass der Arti-
kel, der die Grundlage der Anklage bildete,
nicht vom Gefangenen Info verfasst wurde,
sondern von Prozessbeobachtern der Ro-
ten Hilfe OG Düsseldorf / Mönchenglad-

bach / Neuss. Personen, die kontinuierlich
den Prozess gegen Faruk besuchen und
durch diese Kontinuität entsprechend ver-
trauenswürdige Berichte schrieben und
schreiben. Selbst wenn die Aussage des
Richters nicht gestimmt hätte, hätte Wolf-
gang nicht stutzig werden müssen, wenn
man sich die gesamten Umstände des Pro-
zesses zu Gemüte zieht. Danach verlas die
Richterin die Zeugenaussagen einiger Rich-
ter und Mitarbeiter des OLG Düsseldorf.
Diese leugneten eine derartige Bemerkung
des Richter Klein. Die Richterin bemerkte
nach der Verlesung, dass ihr nicht klar sei
was er denn dann gesagt habe. Dass er was
gesagt haben muss, davon gehe sie aus, aber
in keine der Aussagen der Richter und Mit-
arbeiter könne sie einen Hinweis darauf fin-
den. Die Verteidigung stellte zwei Beweis-
anträge. Unter anderem sollte W. Wek-
kmüller, Rechtsanwalt von Nuri Eryüskel,
geladen werden, der am besagten Verhand-
lungstag des 2.7.2009 anwesend war und
deshalb berichten könne, wie der Richter
Klein sich gegenüber Nuri verhalten hat.
Weiterhin sei es am OLG Düsseldorf üb-
lich, dass gerne zynische und auch mal ras-
sistische Bemerkung gegen unsere arabi-
schen Mitmenschen getätigt werden. So
wolle ein anderes Mitglieds des OLG, Rich-
ter Breidling - auch als Richter " Tacheles"
bekannt - "keine Geschichten aus
1001Nacht hören" und schimpft regelmä-
ßig auf " die Missstände" in der Anwendung
des Ausländergesetz. Und das meint er
nicht in unserem Sinne. Das Gericht war
den Anträgen positiv gestimmt, wies aber
daraufhin, dass diese doch als Hilfsanträge
zu stellen seien, da das Gericht zu einem
Freispruch neigt. So könne unnötiges in die
Länge ziehen verhindert werden. Die Ver-
teidigung stimmte dem zu. Nach einer
Unterbrechung wurden die Plädoyers ge-
halten. Anschließend verkündete das Ge-
richt den Freispruch. Das Urteil ist inzwi-
schen rechtskräftig, davon Seiten der
Staatsanwaltschaft auf Berufung verzichtet
wurde.

Schade war's, dass doch relativ wenig Men-
schen dem Aufruf der Prozessdelegation
folgten. Gerade die Beteiligung aus Berlin
angesichts einer starken Aktivengruppen
lies doch zu Wünschen übrig.
Nichts desto trotz und gerade deshalb:
Solidarität muss praktisch werden!
Glückwunsch an das Gefangenen Info für
den Freispruch!

Rote Hilfe OG Magdeburg
www.magdeburg.rote-hilfe.de

Freispruch für das Gefangenen Info
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Massenkriminalisierung von Blok-
kierer innen eines '1000 Kreuze-
marsches' in Münster

Im März 2009 stellten sich in Münster etwa
150 Protestierende einem 1000 Kreuze-
marsch christlich-fundamentalistischer Ab-
treibungsgegner_innen in den Weg und
hielten ihn über eine Stunde auf. 106 Blok-
kierer_innen wurden von der Polizei ein-
gekesselt, festgenommen und ED-behan-
delt. Noch auf auf der Straße wurde einigen
der Festgenommenen von der Einsatzlei-
tung angekündigt, dass gegen sie ein Verfah-
ren wegen 'Sprengung einer Versammlung'
eingeleitet werden würde.
In Münster aber auch in verschiedenen an-
deren Städten wie Berlin, München oder
Fulda finden seit Jahren 'Gebetsprozessio-
nen' radikaler Abtreibungsgeger_innen
statt. Das Bild dieser Märsche ähnelt sich,
weiße Holzkreuze in den Händen ziehen
sie dunkel gekleidet und entweder schwei-
gend oder lautsprecherverstärkt betend
durch die Straßen. 

Seit 2007 ist 'EuroProLife' als Dachorgani-
sation verschiedener europäischer Lebens-
schützergruppen verantwortlich für die
Durchführung dieser
Demonstrationen,eine Organisation, die
erklärt mit den Märschen die 'Kultur des
Todes' innerhalb der Gesellschaft überwin-
den zu wollen. Eine  ihrer  Hauptargumen-
tationslinien ist dabei offen völkisch/natio-
nalistisch, wenn im demographischen Zu-
sammenhang die Existenz des deutschen
oder europäischen 'Volkes' durch Abtrei-
bungen als gefährdet begriffen wird.  'Ein
Volk stirbt im Mutterleib' ist eine wieder-
kehrende Parole von EPL, deren Kontakte
ins rechtskonservative Lager logische Kon-
sequenz einer gemeinsamen Weltanschau-
ung sind. So gehört der Bundesvorsitzende
des 'Bundesverbands Lebensrecht' zu den
Erstunterzeichner_innen des 'Manifestes
gegen den Linkstrend', eines Papiers aus
der Schnittmenge von CDU und  'Neuer
Rechter', in dem gegen Abtreibungen aber
auch gegen 'Geschlechterumerziehung' po-
lemisiert und die Gefahr der 'Islamisierung
Deutschlands' imaginiert wird. Nicht er-
staunlich also auch, dass  2008 und 2009
sowohl in München als auch in Münster or-
ganisierte Nazis an 1000 Kreuze Märschen
teilgenommen haben.  

Seit 2008 formiert sich in Berlin, München
und Münster organisierter Protest gegen
die 1000 Kreuze Märsche, um der reaktio-
nären, antifeministischen und homophoben
Propaganda christlicher Fundamentalist_in-
nen auf der Straße entgegen zu treten. In
Berlin endeten 2009 diverse Kreuze in der
Spree, nachdem über 500 Menschen den
1000 Kreuze Marsch begleitet und laut-
stark kommentiert hatten.

Versammlung gesprengt?

In Münster wurden im März 2009 über
hundert Menschen festgenommen, nach-
dem einige sich dem Marsch in den Weg ge-
stellt hatten; soweit ein eher gewohntes
Vorgehen der Staatsmacht. Was dann folgte
ist ganz offensichtlich ein politisch/juristi-
scher Testballon. Allen Festgenommenen
wurde vorgeworfen den Straftatbestand
der Versammlungssprengung erfüllt zu ha-
ben. 
Versammlungsgesetz § 21[Störung von Ver-
sammlungen oder Aufzügen] Wer in der
Absicht, nichtverboteneVersammlungen
oder Aufzüge zu verhindern oder zu spren-
gen oder sonst ihre Durchführung zu ver-
eiteln, Gewalttätigkeiten vornimmt oder
androht oder grobe Störungen verursacht,
wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren
oder mit Geldstrafe bestraft.

Die Verfahren gegen Jugendliche und Her-
anwachsende wurden bis jetzt zwar zum
größten Teil eingestellt, aber diese fast alle
gegen Sozialauflagen. Gegen alle Erwachse-
nen wurden Strafbefehle über 30 Tages-
sätze in Gesamtstrafen zwischen 300 und
1200€ verhängt, einer sogar über 60 Tages-
sätze zu 2400€. Alle Strafen wurden für 2
Jahre zur Bewährung ausgesetzt. Gegen die
Strafbefehle wurde kollektiv Widerspruch
eingelegt, so dass es bis jetzt zu ca. 70
Hauptverhandlungen mit unterschiedlichen
Ergebnissen gekommen ist. Diverse Verfah-
ren wurden gegen Zahlung von 300€ Geld-
buße eingestellt, andere Beschuldigte wur-
den freigesprochen. Aber bis jetzt 16 Be-
schuldigte wurden wieder zu hohen Geld-
strafen verurteilt, zwei sogar wegen 'Beihil-
fezur Versammlungssprengung', weil ihre
'physische Präsenz auf dem Fussweg die
Blockierer auf der Straße psychisch unter-
stützt' ätte ! 

Ein Urteil ist vom Oberlandesgericht

Hamm mittlerweile wieder aufgehoben und
ans Amtsgericht Münster zurückverwiesen
worden. Was auf den ersten Blick wie ein
Erfolg wirkt, ist bei genauerer Betrachtung
eine Aufforderung des OLG das Urteil
schlüssiger zu begründen.
Quer durch den beteiligten Justizapparat in
Nordrhein-Westfalen gibt es ein explizites
Verurteilungsinteresse, dass offenbar neue
Normen im Rahmen des Versammlungs-
rechts festschreiben soll.

Strategie gegen Massenblockaden

Die Verfahren in Münster eignen sich ganz
offensichtlich zu dem Versuch, juristisch ei-
nen Weg einzuschlagen, Massenblockaden
wirksam zu kriminalisieren. Die Durchset-
zung dieses Mittels würde ganz erheblich
dazu beitragen können, von der Teilnahme
an Blockaden von z.B. Naziaufmärschen ab-
zuschrecken.
Massenblockaden haben den Weg zurück
ins gesellschaftliche Bewusstsein als Praxis
des 'zivilen Ungehorsams' gefunden. Die
breite Beteiligung auch explizit nicht links-
radikaler Blockierer_innen
z.B. in Dresden macht es der Staatsmacht
zusehends dringlicher einen repressiven
Umgang zu entwickeln, der dieses entste-
hende gesellschaftliche Bewusstsein wieder
in die Schranken des präventiven Sicher-
heitsstaates verweist. 

2010 gab es in Dresden Durchsuchungen,
Beschlagnahmungen von Plakaten und Er-
mittlungsverfahren wegen des Aufrufs zur
'Sprengung' der Naziversammlung. Ange-
sichts der Teilnahme soviel bürgerlicher
Prominenz ging dieser Schlag gegen die Mo-
bilisierung für den Staatsapparat allerdings
eher nach hinten los. 
Das Durchsetzen der Ermittlungsverfahren
und Verurteilungen in der christlich ge-
prägten Provinz von NRW mit einem straf-
rechtlichen eher ungewöhnlichen Vorwurf
und dem Versuch diese Urteile ohne medi-
ale Öffentlichkeit dann auch in höheren In-
stanzen bestätigt zu bekommen, scheint als
Versuch der juristischen Normensetzung
vielversprechender.

Schließlich gehört dieser juristische Testlauf
auch in den Zusammenhang mit den Di-
skussionen um neue z.T. erst zu schaffende
Versammlungsgesetze der Länder. Ein wirk-
sames Instrumentarium gegen Blockaden,
dass in der juristischen Praxis Bestand hat,

Versammlungsrecht als repressives Instrument 
gegen Blockadekonzepte
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Am 15. Februar 2011 war es soweit: Die
Hamburger autonome Vollversammlung
(AVV) feierte ihren ersten Geburtstag.
Grund genug für eine erste Auswertung
des Konzepts Vollversammlung. So war die
Frage nach Erfahrungen, Sinn und Nutzen,
Kritik und Perspektiven auch das Thema
beim Februar-Termin. Dieser Text kommt
von einer Person, die an dieser AVV teilge-
nommen hat, und möchte an ein paar der
Punkte, die dort angesprochen wurden an-
knüpfen.

Um es vorwegzunehmen: Bei aller Zufrie-
denheit, dass nach einem Jahr AVV mit
gleichbleibend guter Beteiligung der Bedarf
nach Diskussionen über den Dunstkreis
der eigenen Bezüge hinaus als bewiesen be-
trachtet werden kann, stellt sich trotzdem
die Frage, was mit denen ist, die weggeblie-
ben sind oder nie vorbeigeschaut haben.
Diese Feststellung gilt vor allem mit Blick
auf nicht wenige der aktiven Hamburger
Gruppen, die in der autonomen und links-
radikalen politischen Praxis durchaus prä-
sent sind, aber die gute Gelegenheit zu Ver-
netzung und Austausch, die mit der Vollver-
sammlung geschaffen worden ist, nicht nut-
zen. Weil das nicht einfach schade ist, son-
dern damit auch Chancen vertan werden,
soll mit dem folgenden Beitrag sowohl für
die AVV als ein szeneinternes Forum ge-
worben, als auch gefragt werden, welche
Bedenken und Hinderungsgründe es gibt.

Zur Erinnerung: Gestartet war die AVV vor
einem Jahr als Versuch, bestehende Grup-
pen, neue Zusammenhänge und unorgani-
sierte Einzelpersonen zusammenzubringen.
Es sollte ein Rahmen geboten werden, da-
mit mensch auch jenseits von Demovorbe-
reitungen, Events u.ä. mitbekommen kann,
wer denn eigentlich gerade hier in der
Stadt linksradikal unterwegs ist. Der er-
klärte Anspruch war und ist nicht leicht
einzulösen: Größtmögliche Offenheit und
der explizite Wunsch, eine Einstiegsmög-
lichkeit für "Neue" zu schaffen, mit strate-
gischen Diskussionen über Perspektiven,
Formen und Ansatzpunkte "unserer" Poli-
tik zu verbinden. Darum sollte es gehen. 
Nach einem Jahr lässt sich mit aller Vorsicht
formulieren, dass zumindest Teile dieses
Konzeptes aufgegangen sind: Trotz haariger
Anfangsbedingungen - die ersten AVV mus-
sten sich aus gegebenem Anlass mit den
Themen Umgangsformen und Ausschluss-
kriterien beschäftigen - ist es gelungen, eine
gute und produktive Diskussionsatmos-
phäre durch- und kontroverse Situationen
auszuhalten. Die konstruktive Diskussions-

kultur wurde auch bei der Auswertung am
15.2. von vielen als großer Pluspunkt ange-
sprochen. Es gab mehrere Beiträge, die den
angenehmen Umgangston in diesem gro-
ßen und wechselnden Kreis von Leuten, die
sich eben gerade nicht alle schon seit Jah-
ren kennen, hervorhoben. Als positiv wurde
auch gesehen, dass mensch auf der AVV An-
satzpunkte und Meinungen mitbekommen
kann, die im jeweils eigenen Umfeld viel-
leicht nicht so vertreten werden. Es soll
aber nicht verschwiegen werden, dass si-
cher nicht jede Diskussion des abgelaufe-
nen Jahres von Esprit und bedeutungs-
schweren Beiträgen geprägt war.

Die Bedeutung, die so eine Diskussionskul-
tur für "die Szene" hat, sollte jedoch nicht
unterschätzt werden. Sie beschränkt sich
nicht darauf, hinterher sagen zu können
"Schön, dass wir mal darüber gesprochen
haben!", sondern besteht darin, dass die
AVV als ein selbstdefinierter Ort von Öf-
fentlichkeit verstanden werden kann. Öf-
fentlichkeit im Sinn von Meinungsbildung,
produktiver Kontroverse, der Möglichkeit,
gemeinsame Bezugspunkte ebenso festzu-
stellen, wie auch das, was unsere prakti-
schen und inhaltlichen Ansätze unterschei-
det, besser benennen zu können. Wenn
überhaupt, finden szeneöffentliche Debat-
ten sonst in vielen Fällen nur schriftlich
statt. Das bietet zwar den Vorteil, ge-
schützter und damit vielleicht offener Posi-
tion beziehen zu können als bei einer Ver-
anstaltung wie der Vollversammlung, es hat
aber auch Nachteile. Zum einen ist die
Hürde, sich schriftlich auf einen Diskus-
sionsbeitrag zu beziehen, deutlich höher
und das Tempo solcher Auseinanderset-
zungen wenig rasant. Es bleibt dem Zufall
überlassen, ob sich andere ausreichend an-
gesprochen fühlen, um zu reagieren. Bei der
AVV, die gemeinsam die Themen bestimmt,
über die diskutiert werden soll, läuft das an-
ders. Zum andern birgt die Anonymität
schriftlicher Diskussionen auch die Gefahr,
dass solche Debatten unverbindlich und
wirkungslos bleiben. Damit ist nicht gesagt,
dass das bei der öffentlichen Diskussion an-
ders ist. Es kann aber anders sein. Und es
macht auch für das Aufeinandertreffen in
der Praxis einen gewissen Unterschied,
wenn mensch einen Eindruck davon hat,
was die, mit denen da zusammen agiert
wird, eigentlich wollen. Wenn diese Poten-
tiale der AVV noch stärker ausgebaut und
von mehr Menschen und Gruppen genutzt
würden, könnten wir dort eine gute Basis
entwickeln. Einen Ausgangspunkt, um die
ganzen unterschiedlichen thematischen und

praktischen Felder linksradikaler und auto-
nomer Intervention in Hamburg lose zu
vernetzen und die Frage, ob es genug Be-
rührungspunkte gibt, um auch zumindest
punktuell vernetzt zu agieren, praktisch zu
beantworten. Das Ziel könnte also sein, mit
der AVV einen verbindlichen Rahmen auch
für strategische Diskussionen zu etablieren.
Voraussetzung dafür wäre aber, dass alle
Gruppen, die solche Diskussionen führen
und umsetzen können und wollen, diese
Chance auch nutzen. Vielleicht ist das aber
auch zu optimistisch gedacht. Es bleibt näm-
lich auf jeden Fall  die Schwierigkeit, dass
die AVV ausdrücklich eine öffentliche Ver-
anstaltung ist. Und das erfordert von allen
Beteiligten, sehr verantwortlich mit der
Frage der Repression umzugehen. Auch
kann ein solcher Raum nicht die verbindli-
che Vernetzung organisierter Gruppen er-
setzen. Das soll er aber auch gar nicht. Bei
der AVV geht es um nicht anderes, als um
die Idee, dass wir sowohl mehr werden
müssen, d.h. auch Wege gesucht werden
sollten, um neue Leute zu integrieren und
nicht abzuschrecken, als uns auch intensiver
und kontinuierlicher um Klärungsprozesse
kümmern müssen, wenn wir mit autono-
men und linksradikalen Politikansätzen in
Hamburg wieder relevanter werden wol-
len.

Damit wäre der nächste Punkt angespro-
chen, der bei der Auswertung von einem
Jahr AVV eine Rolle spielte: die Vernetzung
und gemeinsame Praxis. Der Erfolg der
AVV im Hinblick auf den erklärten An-
spruch, zur besseren Vernetzung beizutra-
gen, wurde in der Diskussion recht unter-
schiedlich bewertet. Für einige wurde er
eingelöst, andere sahen das skeptischer.
Wenn sich hier tatsächlich Ansätze zur Zu-
sammenarbeit ergeben haben, wäre das
aber prima und muss öffentlich auch gar
nicht unbedingt verhandelt werden.
Was es in diesem ersten Jahr auf alle Fälle
so gut wie gar nicht gegeben hat, waren An-
satzpunkte, auch gemeinsam etwas aus der
AVV loszutreten. Zwar standen sowohl die
Information über Mobilisierungen wie z.B.
zur IMK, zum Celler Trialog oder zum
Castor auf der Tagesordnung der AVV, als
auch mit schöner Regelmäßigkeit die ge-
meinsame Auswertung gelaufener Demos
und Aktionen. Aber aus der AVV heraus
sind keine Initiativen gestartet worden.
Eventuell steht diese Vorstellung aber auch
im Widerspruch zu dem, was die AVV ist.
Würde der Wunsch nach konkreten prak-
tischen Initiativen zu stark im Mittelpunkt
stehen, hätten wir vielleicht bald gar keine

Ein paar Argumente für die autonome Vollversammlung
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Vollversammlung mehr, sondern einfach ein
weiteres Bündnis. Es bestünde auch die re-
alistische Gefahr, dass mit einer themati-
schen Verengung auf einzelne gemeinsame
Projekte immer mehr Gruppen und Einzel-
personen wegblieben, die zu anderen The-
men arbeiten. Trotz dieser Bedenken, wäre
es aber schon ein Erfolg, wenn die AVV per-
spektivisch mehr Beiträge zur Praxis liefern
würde. Das heißt, dass die AVV von allen
Beteiligten noch deutlicher als Forum be-
griffen werden müsste, in dem Initiativen
zur Diskussion gestellt und kritisch hinter-
fragt werden können. Wenn geplante Pro-
jekte dort vorgestellt und konkrete Unter-
stützung angefragt wird, wenn sich in der
AVV Leute zu Initiativen zusammenfinden,
die dann andernorts weiterverfolgt wer-
den, oder auch wenn die Gelegenheit ge-
nutzt wird, sich gemeinsam über Sinn und
Unsinn einzelner Projekte und Praxisfor-
men auseinander zu setzen, kann die AVV
durchaus einen praktischen Beitrag liefern.

Gerade die Themen Demos, Demofrust, Al-
ternativkonzepte und Vermittlung von links-
radikalen Inhalten wurden im Laufe des Jah-
res immer wieder engagiert diskutiert. Die
Chance, auch jenseits des Drucks, der auf
laufenden Mobilisierungen lastet, die eige-
nen Praxisformen kritisch einzuschätzen, ist
einer der Vorteile der AVV. Ein anderer ist
die Möglichkeit, verhältnismäßig zeitnah
und spontan aktuelle Ereignisse zu disku-
tieren und auszuwerten. Es wäre schon
schön, wenn der implizit auf der AVV lau-
fende Auseinandersetzungsprozess zu auto-
nomen und linksradikalen Praxisformen
nicht nur weitergeführt, sondern auch mit
noch mehr Menschen und organisierten
Gruppen vorangetrieben würde. Oder auf
die ganz banale Alltagspraxis runtergebro-
chen: Seit Jahren beklagen sich alle, dass auf
Demos zu wenig zusammenläuft, dass die
Geschlossenheit oft fehlt, vor allem auch,
dass zu wenig organisierte Zusammen-
hänge beteiligt sind. Demos würden von zu

vielen nur konsumiert und zu wenig vor-
bereitet. Genau das wurde auch in den Di-
skussionen der AVV kritisiert. Je ernster
wir die Verständigung über die Demopraxis
auf den AVV nehmen, desto mehr wächst
aber auch die Wahrscheinlichkeit, dass es
wieder anders wird. 

Zum Schluss bleibt nur die Aufforderung an
alle, die das bis jetzt nicht getan haben:
Nehmt die AVV ernst! Also formuliert eure
Kritik und eure Bedenken. Besser noch:
Kommt einfach auch! Ob aus den hoff-
nungsvollen Ansätzen der autonomen Voll-
versammlung ein Projekt entstehen wird,
das auf Dauer auch zur Stärkung autono-
mer und linksradikaler Positionen und Po-
litik in Hamburg führen wird, entscheidet
sich nicht zuletzt daran, wie viele organi-
sierte Gruppen bereit sind, das zu ihrem
Projekt zu machen.

Am 22. Januar fand in Köln das erste breite
Vorbereitungstreffen für einen "autonomen
kongress 2011" statt. 
Teilgenommen hatten Einzelpersonen und
Gruppen aus Köln, Wuppertal, Hannover,
Hamburg und Berlin. Die Idee eines weite-
ren Kongresses ist in direkter Folge des
"autonom-kongresses" in Hamburg im
Oktober 2009 entstanden. Wurde in HH
noch eine sehr selbstbezogene Bestands-
aufnahme über den Zustand der "Autono-
men" betrieben, so soll der Schwerpunkt
bei der Vorbereitung und der Durchführung
eines weiteren Kongresses eine Analyse ge-
sellschaftlicher Verhältnisse und Bedingun-
gen sein. Erst davon ausgehend kann eine
neue Bewegungspraxis diskutiert und ver-
ankert werden.  Die drei vom Vor-Vorbe-
reitungskreis veröffentlichten Texte zu
"Krise", "Transformation der Autonomen"
und "Militanz" spiegeln dementsprechend
die Idee einer inhaltlichen Struktur für ei-
nen Folgekongress wider
(http://autonomerkongress.blogsport.de).

Eine erste Zusammentragung von bisheri-
gen Feedbacks zu den Texten und unsere
eigenen Diskussionen auf dem Vorberei-
tungstreffen haben vorerst zur Folge, dass
die Texte erneut überarbeitet werden. Es
gibt verschiedene Anregungen und Kritiken,

die sinnvoll einzubeziehen sind.
So ist beispielsweise der Krisenbegriff
grundsätzlich als Ausgangspunkt einer Ana-
lyse der Verhältnisse von den meisten kri-
tisiert worden, weil er Analyse auf einen
ökonomistischen Blick verengt. Der Begriff
Krise sei sich schwer anzueignen, weil er zu
sehr ideologischer Kampfbegriff ist und an-
dere grundlegende Gewalt- und Machtver-
hältnisse verschleiert und verdrängt. Auch
der Begriff Tranformation ist umstritten,
vor allem wegen seiner gesellschaftlichen
Verwendung. Er geht außerdem von be-
stimmten Erfahrungen aus und bezieht den
subjektiven Standpunkt von jüngeren nicht
mit ein. Die Ansatzpunkte im Text hingegen
hatten viel Zustimmung erhalten; über kon-
krete Thesen können hierzu kontroverse
und interessante Diskussionen stattfinden.

Auf dem Treffen in Köln wurden als weitere
inhaltliche Vorschläge für einen Kongress
die Themenkomplexe "Organisierung"' und
"Verbindlichkeit von Strukturen" einge-
bracht, genauso wie die Frage nach den Ver-
änderungen von Bedingungen linksradikaler
Politik. Bisher haben wir in der Vorberei-
tung unter anderem folgende Fragen aufge-
worfen: Bezug zur Gesellschaft: Unsere so-
ziale Verortung ist zurzeit zu unreflektiert.
In den letzten 20 Jahren hat sich die radi-

kale Linke zu viel auf sich selbst bezogen;
Kämpfe zerfallen zusehends in kleinste Pro-
zesse. Wie können wir uns sowohl zu den
bestehenden Verhältnissen als auch zu an-
deren in Beziehung setzen? Wollen wir eine
relevante gesellschaftliche Kraft durch die
Offenheit gegenüber anderen werden, dann
muss die nischenhafte Feierabendpolitik
aufgebrochen werden. Und wir müssen ei-
nen Begriff von der Wirklichkeit der ande-
rer Gesellschaftsstrukturen kriegen, uns in
ihre Kämpfe einmischen und mit ihnen aus-
tauschen.
Bezug zu Widerstand: Was bewegt uns im
Widerstand, was ist unsere Utopie, wie
wollen wir leben? Was ist unsere gemein-
same Basis, Politikform, Identität, Praxis?
Kann ein Kongress helfen die (wieder) zu
finden? Wohin wollen wir Widerstand be-
wegen? Alle Auseinandersetzungsprozesse
gehören zusammen. Die "Gegenseite" be-
greift die gesellschaftliche und ökonomi-
sche Neustrukturierung als Konzept, doch
wir kriegen die Teilbereiche nicht zusam-
men. Wir brauchen also einen gemeinsa-
men analytischen Ansatz. Zuallererst daraus
entwickelt sich eine Praxis des Wider-
stands. Ist eine solche Analyse überhaupt
wünschenswert und möglich? 
Darüber hinaus: Was ist mit anderen
Macht- und Herrschaftsverhältnissen?

Einladung zum Vorbereitungstreffen
für einen Kongress für autonome Politik 2011
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Die Jüdische Gemeinde Pinneberg sieht
sich seit nunmehr drei Wochen Todesdro-
hungen und verbalen Angriffen durch den
Pinneberger Islamisten Harry Machura, Be-
treiber der islamistischen Internetseite "Is-
lamic Hacker Union", ausgesetzt. Mit Er-
schrecken und Wut haben wir, antifaschisti-
sche Gruppen und Einzelpersonen aus
Hamburg, von diesen Gewaltdrohungen, die
sich insbesondere gegen den Vorsitzenden
der Gemeinde und engagierten Antifaschi-
sten Wolfgang Seibert richten, erfahren.
Nach einer ersten Informationsveranstal-
tung haben wir uns daher zusammengetan,
um den ernstzunehmenden Drohungen un-
sere Solidarität entgegenzusetzen und die
Betroffenen, neben der jüdischen Ge-
meinde auch die Hamburger Imamin Ha-
lima Krausen, praktisch wie politisch gegen
jede Bedrohung zu unterstützen. Dabei
musste einmal mehr festgestellt werden,
dass die Hamburger Linke im Umgang mit
dem politischen Islamismus weder über
eine fundierte theoretische Bestimmung
noch über praktische Handlungsansätze
verfügt. Auch daran müssen und wollen wir
arbeiten.

Der Hintergrund

Anschläge und Drohungen gegen die Jüdi-
sche Gemeinde Pinneberg sind leider kein
neues Phänomen. Neu ist hingegen, dass die
Bedrohung nicht mehr nur von Neonazis,
sondern auch von Islamisten ausgeht. Den
Hass des Pinneberger Konvertiten hatte
die jüdische Gemeinde durch Wolfgang Sei-
berts öffentliche Kritik an einem Auftritt
des Rappers und islamistischen Predigers
Deso Dogg aka Abu Malik in der Pinneber-
ger Al Sunna Moschee auf sich gezogen. Als
Reaktion auf die Kritik an Maliks auf Ver-
nichtung zielende jihadistischer Agitation
erschien auf der Website Islamic Hacker
Union ein durchgestrichenes Foto Wolf-
gang Seiberts mit dem Kommentar: "pass
auf das Allah dich nicht schon im diesseits
straft mit dem Tod das ist keine drohung
von mir sondern von Allah dem ALL-
MÄCHTIGEN". Vervollständigt wurde die
Drohung durch ein Video eines Gebäude-
einsturzes auf eine Hochzeitsgesellschaft
und die Beschimpfung "dreckiger Jude".
Auch die Hamburger Imamin Halima Krau-
sen, welche sich ebenfalls kritisch zu dem
Auftritt des Rappers äußerte, wurde mit
den Worten "Gott möge sie rechtleiten
oder zerfetzen" angegriffen.
Die Website stellt insgesamt ein Konglo-
merat aus bunten Werbefilmchen für die
Vernichtung der Feinde des Islams, antise-

mitischen Hetzartikeln und Drohungen
gegenüber allen Ungläubigen ("egal welche
Nation") dar. Polizei und Staatsschutz haben
sich in die Vorgänge eingeschaltet, die Woh-
nung von Harry Machura wurde durch-
sucht und seine Website abgeschaltet.
Kurze Zeit später erreichte Wolfgang Sei-
bert am 26. Januar 2011 jedoch wieder eine
E-Mail, in der es heißt:
"Wir werden weiter machen und sagen dir
wenn du versuchst nochmal den Islam an-
zugreifen glaube mir denn werden wir 100
mal härter angreifen."

Die islamistische Website ist mittlerweile
wieder im Netz abrufbar und verbreitet
fleißig weiter ihre Propaganda. So ist dort
unter anderem zu lesen: "was aber diejeni-
gen angeht die versuchen den Islam anzu-
greifen sollen den Islam fürchten wie er
euch stück für stück zerfetzt und euren
Shirk(Götzendienst/Beigesellung) zer-
schmettert". Auch das durchgestrichene
Foto findet sich dort immer noch.

Ein politisches Trauerspiel

Die Presse thematisierte die Drohungen
anhand mal mehr, mal weniger verdrehter
Aussagen Seiberts und gab sich alle Mühe,
einen "Religionskrieg" in Pinneberg ausfin-
dig zu machen. Der regierenden SPD Bür-
germeisterin fiel nichts besseres ein, als die
Islamisten, aus deren Reihen die Drohun-
gen kamen, zu einem Runden Tisch mit den
anderen Religionsgemeinschaften einzula-
den - ein Vorschlag, der nach Kritik der jü-
dischen Gemeinde und der evangelischen
Kirche inzwischen wieder verworfen
wurde. Rassistische Initiativen wie Politically
Incorrect griffen den Fall auf, um ihren Feld-
zug gegen Muslime weiter zu unterfüttern,
während die NPD sich darin versuchte, den
Hass auf Moschee und jüdische Gemeinde
zu kombinieren und mit der "wahren
abendländischen Kultur" zu kontern. Bis
jetzt sind es vor allem Kraftanstrengungen
Einzelner, die ihren Genossen tatkräftig
unterstüzen, während die meisten Initiati-
ven und Parteien es vorziehen, zu dem
Thema zu schweigen.

…und wir

Die Entwicklung verdeutlicht auf dramati-
sche Weise die Tendenz in der radikalen
Linken, sich aus Angst vor falschen
Freund_innen nicht zu dem Problem Isla-
mismus verhalten zu wollen. Dass die Be-
fürchtung, Applaus von der falschen Seite zu
bekommen, nicht ganz unberechtigt ist,

zeigt schon die Flut rassistischer Kommen-
tare unter den Artikeln der bürgerlichen
Zeitungen zu dem Vorfall. Diese Befürch-
tung darf aber nicht dazu führen, die not-
wendige Kritik am islamistischen Antisemi-
tismus und an der reaktionären Bewegung
Islamismus unter den Tisch fallen zu lassen.
Wir empfinden jegliche Bedrohungen von
Jüdinnen und Juden und jeden Antisemi-
tismus, ob von Islamist_innen, Nazis oder
sonst wem, unerträglich. Wir solidarisieren
uns mit der Jüdischen Gemeinde Pinneberg
und treten entschlossen solchen Vorgängen
entgegen. Gleichermaßen entschlossen
wenden wir uns gegen den in Deutschland
virulenten antimuslimischen Rassismus und
alle seine Freund_innen. Es ist für die radi-
kale Linke und alle Antifaschist_innen an
der Zeit, sich mit der Jüdischen Gemeinde
Pinneberg zu solidarisieren und konkrete
Unterstützung zu organisieren. Perspekti-
visch sollte es darum gehen, eine emanzi-
patorische Kritik am Islamismus starkzu-
machen und die vorherrschende Ratlosig-
keit zu überwinden. Darum werden wir in
Kürze unter anderem eine Veranstaltungs-
reihe zu dem Thema organisieren. Alle
emanzipatorischen Gruppen und Einzel-
personen, die sich gemeinsam mit uns der
praktischen Solidaritätsarbeit und der the-
oretischen Debatte widmen wollen, sind
dazu aufgerufen, mit uns in Kontakt zu tre-
ten.
Entschlossen und gemeinsam gegen Antise-
mitismus, Rassismus und Islamismus!

AGIRA
http://agira2011.wordpress.com/

Februar 2011

Prozesskostensoliparty 
für Wolfgang Seibert am 
16. April in der Flora

Solidarität mit der Jüdischen Gemeinde Pinneberg
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Und die Geschichten gehen immer weiter...
Montag den 20. Dezember 2010 wurde
Bruno in Paris verhaftet. Er war im Januar
2008 im sog. "Rauchbomben Fall"  angeklagt
und Ziel von Anti-Terror Ermittlungen  ge-
worden. Er wurde angeklagt  wegen "Trans-
port und Besitzt von brennbarem oder ex-
plosivem Material" nach seiner Festnahme
auf dem Weg zu einer Demonstration vor
dem Abschiebe-Knast Vincennes. Er saß vier
einhalb Monate im Knast und entschied
sich danach sich jeglicher juristischer Kon-
trolle zu entziehen. Er stand also unter Ar-
rest. Weil die Ermittlungen Ende 2010 be-
endet werden sollten wurde er am 21. De-
zember in den Knast Fresnes eingesperrt.
Am 08. Februar wurde dann auch Ivan wie-
der festgenommen. Er wurde mit drei wei-
teren Personen in einer Bar in Paris kon-
trolliert, die ein paar hundert Meter von ei-
nem Geschäft entfernt war in dem einige
Minuten zuvor eine_r von ihnen beschul-
digt wurde, gestohlen zu haben. Das war
auf jeden Fall der Vorwandt den die Zivil-
bullen nutzten um sie alle zu kontollieren.
Ivan sitzt nun auch in Fresnes. Genau wie
Bruno gab es einen Haftbefehl gegen ihn, da
er sich gegen seine Arrestauflagen wider-
setzt hatte. Er wurde im Januar 2008 auf
dem Weg zu einer Demonstration vor dem
Abschiebeknast Vincennes festgenommen.
Es wurde ihm Besitzt von Rauchbomben
und Krähenfüßen zum Vorwurf gemacht.
Nach vier einhalb Monaten wurde er im
Juni 2008 unter Auflagen aus der Haft ent-
lassen. 
Im März 2009 wurde er angeklagt gegen
diese Auflagen verstoßen zu haben. Ivan
entschied sich nicht auf Vorladungen zu rea-
gieren und die juristische Kontrolle zu ig-
norieren.   Am 12. Januar 2011 wurden im
Pariser Viertel Belleville in Frankreich drei
Anarchist_innen festgenommen. Der Vor-
wand sind Graffitis in Solidarität mit den
Aufständen in Algerien und Tunesien: "Al-
gerien-Tunesien, Aufstand! Es lebe die An-
archie!"  Eine der drei wurde unter Arrest
entlassen. Die beiden Gefährten Daniel und
Olivier wurden der "Anti-Terror Abteilung"
übergeben und sind weiter in Haft. Sie wa-
ren in naher Vergangenheit bereits ange-
klagt in Solidarität mit den Revolten in dem
Abschiebeknast Vincennes Sabotage-Aktio-
nen verübt zu haben. In Frankreich sowie
anderen Ländern gab es die letzen Jahre
viele Aktionen gegen humanitäre Organisa-
tionen wie z.B. das Rote Kreuz. Dieses so-
wie viele Organisatonen dieser Art sind
maßgeblich an der Verwaltung und Organi-

sation von Abschiebeknästen und Lagern
beteiligt. Aktionen gegen diese Logik und
Zustände der Ausbeutung und Unterdrük-
kung werden Dan und Olivier anscheinen
vorgeworfen.
Unsere Gedanken, unsere Solidarität den
Gefangenen und all denen, die gegen das
Einsperren und für die Freiheit Aller kämp-
fen.

Informationen: http://polisson.noblogs.org
http://noprisonnostate.blogsport.de

Ein Brief von Olivier 
aus dem Knast
Wir sind nicht im Knast für Graffiti Wir
wurden auf der Straße in Belleville von der
BAC (Brigade gegen Kriminalität- Krimi-
nalpolizei) festgenommen. Zwei Streifen
fuhren herum und wussten was sie suchen.
In einer Tasche fanden die Cops eine Sprüh-
dose und unsere Hände waren ihnen wohl
ein bisschen zu dunkel. Die Fahrt zur Wa-
che war nicht lang aber gerade lang genug
für die Bullen ihr gewohntes Repertoire
herauszuhohlen. Weniger um uns zum Re-
den zu bringen als uns einzuschüchtern. Am
Nachmittag des 13. Januar holte uns die
SAT-Criminal Brigade  (Anti-terrorismus
Abteilung der Brigade gegen Kriminalität)
grinsend ab. Deshalb erscheint es ziemlich
klar das Graffiti nur ein unwichtiges Detail,
ein Aufhänger sein wird, um uns klein zu
kriegen.  "Zu blöd das ihr nicht aufgehört
habt, wir waren durch mit all dem aber nun
habt ihr alles wieder von vorne gestartet."
Einige Versuche von Verhören fürs Proto-
koll. Davor gab es Hausdurchsuchungen um
ihre Archive von Publikationen auf den neu-
sten Stand zu bringen und ein bisschen Un-
ordnung anzurichten. In Büros informieren
uns aufgehängte Notizen über Strafanzei-
gen vom Roten Kreuz. Schon in der Polizei
Wache des 20. Bezirks redeten die Bullen
über ein Spezielles Treffen nachdem es ei-
nen Anruf von 36 Quai des Orfevres gab
über das Zerlegen von mehreren Rotes
Kreuz Gebäuden in Paris, in der Nacht des
11. und 12. Januar. Andere Graffitis verzier-
ten das Haus der Justiz und Gesetzes im
10. Bezirk. Die Anti-Terror Abteilung zeigt
ihre Zähne wegen Graffitis? Hier stimmt
irgendwas nicht. In der Nacht unser Fest-
nahme wurden Graffitis in Solidarität mit
den tunesischen Revolten der letzten Wo-
chen, sowie den algerischen, gegen den
Staat, egal ob demokratisch oder unter
Diktatur, gesprüht. Also befragten sie uns zu

diesen sowie zu denen der Vornacht und
behaupteten das es ja der selbe Hinter-
grund sei. (Es stimmt das nur wenige dem
Staat ihre Feindschaft zeigen...) Und Aus-
drücke wie "Tod dem Staat" wurden in bei-
den Fällen gefunden.  Neben diesen spezi-
fischen Fakten beschuldigen sie uns der
Fortsetzung unser Aktivitäten, unser  Be-
teiligung im Kampf und somit den Bezie-
hungen basierend auf Komplizenschaft und
Freundschaft   gefestigt während dieser
Kämpfe. In diesem Kontext, Knast als Be-
strafung für den Verstoß gegen  juristische
Kontrolle, die zwei von uns verbot sich zu
sehen und zu kommunizieren, was ganz
klar, das diese hinter dem demokratischen
Vorhang und der sozialen Kontrolle darauf
abzielt alle Formen des Kampfes und der
Organisation zu zerstören.  Kriminelle Ver-
einigung, selbst wenn das in unserem Fall
nicht so benannt wird, bleibt die Idee derer
die sich auf jedes Vorkommnis stürzen, sei
es so "trivial" wie Graffiti, Rauchbomben,
Poster um es in das Muster "Anarcho-
Autonom" zu passen. Eine sehr praktisches
Konstrukt um einige mit Zwang zu  sepa-
rieren, andere zu terrorisieren, eventuell
die "Anführer_innen" von den "Unterstüt-
zer_innen" zu  unterscheiden, "Theoreti-
ker_innen" und "Plakatierer_innen", "Vor-
bereiter_innen" und "Ausführer_innen"
auszumachen, also in Kürze dem hierarchi-
schen und autoritären Modell dieser Ge-
sellschaft entsprechend ,die wir bekämpfen
und die uns täglich so anwidert. Diese Art
von Druck tauchte auf als einige Kämpfe
gegen Abschiebe Zentren und alle Formen
des Eingesperrtsein stattfanden , um an-
scheinend in einem Akt von Vorbeugung je-
den Versuch von Konflikt gegen das was uns
unterdrückt im Keim zu ersticken. 
Die regelmäßigen Strafanzeigen des Roten
Kreuzes passen gut zu dieser Offensive der
Bullen, nie eine Möglichkeit verpassen mit
ihnen zu kollaborieren. Hand in Hand für
das Management der Gefängnisse, Hand in
Hand bei der Kleinhaltung der antiautori-
tären Kämpfe. Ein Bisschen Farbe für diese
Humanitären mit roten Händen, ist kein
hoher Preis zu zahlen...  Neben den ver-
schiedenen Praktiken und Bedeutungen die
im Kampf genutzt werden (wie neben
Feuer, gezielte Zerstörung, einfache Be-
schädigung, Kollektive Besetzungen...) ist es
der Kampf selbst und was er bedeutet be-
züglich unser Vorstellungen und Perspekti-
ven (eine Welt ohne Ausbeutung, ohne
Geld, ohne Knäste, ohne Staat) was die
Machthabenden ersticken wollen. Dies ist

Keinen Frieden für die Feinde der Freiheit
Über die aktuellen Festnahmen von Anarchist_innen in Frankreich
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machten deutlich, dass das Camp jederzeit
geräumt werden könnte. 
Für eine derartige Raumdeckung musste
ein Großteil der Polizeikräfte aufgewandt
werden. Gleichzeitig fehlten diese Einheiten
an den Schienen, was einzelne, gut organi-
sierte, Gruppen immer wieder in die Lage
versetzte, an die Schienen zu kommen. Spä-
testens 2006 war klar, dass die Polizei diese
Strategie nicht länger durchhalten konnte,
und sich darauf zurück zog, neben der
Schiene nur noch die zentralen Waldwege
zu kontrollieren. Unbefriedigend blieb da-
bei aber, dass die zahlreichen Kleingruppen,
die immer wieder an die Schienen gelang-
ten, dort kaum etwas ausrichten konnten. 
Vor diesem Hintergrund gab es 2008 mit
der Kampagne "gemeinsam zum Zug kom-
men" einen ersten Versuch autonomer
Gruppen die Kräfte der zahlreichen Klein-
gruppen an einem Ort zu bündeln. Der Er-
folg waren etwa 15 Minuten Schottern und
verbogene Schienen - großartig. Allen Be-
teiligten war jedoch bewusst, dass sich eine
solche Aktion nicht einfach wiederholen
ließe. Für 2010 war es notwendig mit mehr
Menschen und einer ausgefeilten Strategie
den sich weiterentwickelnden Polizeistra-
tegien einen Schritt voraus zu sein.
2008 standen noch viele Menschen unent-
schlossen am Bahndamm und wussten
nicht so recht, was sie an den Schienen aus-
richten könnten. Die Kampagne
Castor?Schottern! hingegen machte von
Anfang an deutlich, worum es ging, und dass
es keine Spezialist_innen brauchte um ein-
zugreifen. Es war darüber hinaus richtig,
den Schritt weg von der diffusen Mobilisie-
rung nach irgendwo hin zu einem klaren
Aktionsbild zu machen. Dieses Aktionsbild
war der Hintergrund, vor dem sich die
auch für uns absolut bemerkenswerte Ent-
schlossenheit der Aktivist_innen an den Ak-
tionsorten entwickeln konnte. Wir glauben,
dass die Kampagne Castor?Schottern! den
Impuls von 2008 in die richtige Richtung
weiter entwickeln konnte.

Kräfte bündeln
Mit dem Ansatz: "Ihr bekommt nichts hin,
was wir nicht schnell wieder reparieren
können", war die Polizei in den vergange-
nen Jahren recht lückig an den Schienen
aufgestellt, mit gerade so vielen Polizisten,
dass sie kleine Gruppen weghauen konnten
bevor diese substanziell etwas anrichten
konnten. Vor diesem Hintergrund halten
wir den Versuch der Kampagne
Castor?Schottern! auf möglichst hohem
Organisierungsniveau so viele Aktivist_in-
nen wie möglich auf eine Stelle zu konzen-
trieren weiterhin für richtig. Die Tatsache,
dass die Polizei durch den Einsatz aller
Mittel unterhalb der Schusswaffe (Reizgas,

Pferde, Wasserwerfer, Schlagstock) unseren
Ansturm gerade so abwehren konnte,
spricht nicht dagegen, dass dieser Versuch
unternommen wurde.  All jene, die jetzt ein
"Kleingruppenkonzept" befürworten, seien
an dieser Stelle an das Scheitern des
P.A.U.L.A. Konzeptes beim G8 in Heiligen-
damm erinnert. So richtig damals der Ver-
such des Kleingruppenkonzeptes war, so
deutlich wurde doch auch, dass es bedau-
erlicherweise zu wenige organisierte Klein-
gruppen gibt, die dieses Konzept aufgreifen. 
Wir halten das Ausweichen in dezentrale
Kleingruppenkonzepte als Castor-Gesamt-
strategie für ein Verharren in alten Positio-
nen, für zu defensiv. Dies sehen wir nicht im
Widerspruch zu gut organisierten, militan-
ten Kleingruppen, die ohnehin "ihr Ding"
machen. Zwei Beispiele machen dies deut-
lich: Die rund 150 Menschen, die abge-
trennt vom Nord-Arm rund 15 Minuten
vor den organisierten Fingern beim ersten
Anlauf auf die Schienen kamen, trafen kaum
auf Polizei und konnten dennoch substan-
ziell kaum etwas ausrichten. Und auch die
200 gut organisierten Schotter_innen,  die
am Montag morgen nur 10 Minuten vor
dem Castor auf die Schienen kamen, schaff-
ten es nicht, einen substantiellen Schaden
anzurichten - auch wenn die Polizeikräfte
vor Ort vom Auftauchen der Aktivist_in-
nen so kurz vor dem Zug vollkommen
überrascht waren. Für eine Weiterentwik-
klung des Schotterns sollte unserer Ansicht
nach auf keinen Fall das Organisierungsni-
veau zurückgenommen werden. Im Gegen-
teil, es spricht vieles dafür, sich organisato-
risch noch breiter auf zu stellen, und mit
Gruppen von mindestens 500 Personen zu
agieren.  Wir, und viele andere auch, haben
mit Schottern etwas Neues ausprobiert,
vieles hat hervorragend geklappt, anderes
haben wir schon wieder vergessen und ver-
worfen, und wir haben einiges dazugelernt
was wir gerne in die nächste Kampagne
einbringen wollen. Denn so gut wir die
Kampagne 2010 fanden, eine Kampagne
2011 muss und wird anders aussehen.  
Auf bisher nicht erreichtem Niveau - ge-
scheitert? Wir haben angekündigt ein Gro-
ßes Loch machen zu wollen - wir haben es
nicht geschafft. Scheitern sieht unserer An-
sicht nach aber anders aus. Noch nie in den
vergangenen 15 Jahren haben so viele
Leute so gut vorbereitet den ernsthaften
Versuch gestartet, die Schienen zu zerstö-
ren.
Dabei mag der subjektive Eindruck vom
Verlauf der Aktion sehr unterschiedlich
ausfallen. Während die rund 800 Menschen
im ersten Finger des Süd-Armes (Violett-
Grün) auf ganzer Breite in die nachrücken-
den Polizeieinheiten gerieten, und beim er-
sten Anlauf nicht einmal die Schienen sa-

hen, kamen kaum 200 Meter weiter fast alle
500-800 Menschen des zweiten Südfingers
(gelb-grün) auf die Schienen und sahen sich
dort den bereits auf den Nord-Arm ein-
prügelnden Bullen gegenüber. Nur so lässt
sich die Motivation der beiden hinteren
Südarme verstehen, die kaum eine halbe
Stunde nach dem ersten Rückzug zu einem
neuen Anlauf aufbrachen. Im Gegensatz zu
den "violetten" hatten viele "gelbe" und
"blaue" das Gefühl, nicht ganz fertig gewor-
den zu sein.  
Manche sagen jetzt, die Aktion sei symbo-
lisch gewesen - mitnichten. Zwar konnte
die Polizei unseren Angriff auf die Schienen
abwehren, aber der Preis dafür war erheb-
lich. Den Versuch, die Göhrde zu kontrol-
lieren, musste die Polizei vollständig aufge-
ben. Jenseits der Schienen konnten wir uns
frei bewegen, uns reorganisieren und er-
neut zum Zug kommen. 
Von Sonnenaufgang bis Sonnenuntergang
(gegen 16) ist es uns gelungen, die Polizei
immer wieder an ihr Limit zu bringen. Ge-
rade für die Abwehr des letzten Anlaufs ge-
gen 14 mussten bereits wieder aus der
Göhrde abgezogene Polizeieinheiten zu-
rück geordert werden, und andere Einhei-
ten mit Hubschraubern eingeflogen wer-
den. Über die reine Strafvereitelung hinaus
hatte die Polizei keine Kräfte mehr, um ih-
rem "Auftrag" der Strafverfolgung gerecht
zu werden. Schon wegen einer einzigen
Person die sich wie beim Schottern ver-
mummt, verkleidet und sichtbar schützt,
würde normalerweise in Berlin, Hamburg
oder Nürnberg eine ganze Versammlung
aufgelöst werden. Durch die Aktionen am
Sonntag wurde jene Zeit effektiv genutzt,
die bei längeren Aufenthalten des Trans-
ports sonst häufig ungenutzt verstreicht
(z.B. 2001): Unverständlich ist es für uns
aber weiterhin, warum nur so wenige Ak-
tivist_innen an den Aktionen am eigent-
lichen Transporttag teilnahmen. Daran -
und an einem vermittelbaren Straßenkon-
zept - sollte bei einer Neuauflage des
Schotterns weitergearbeitet werden.

Sich selber schützen
Jenseits eines dunkelbunten Szene-Dress-
codes hat die Kampagne für Viele den
Raum aufgemacht, sich neu zu überlegen,
wie sie sich gegen Polizeigewalt schützen
wollen oder welche Verkleidung sie ange-
sichts von Polizeikameras für richtig halten. 
Stirnlampen gegen das Filmen in der Nacht;
Säcke, Isomatten und Planen gegen Schlag-
stöcke oder Motocross Brillen gegen die
mehr als 2000 Kartuschen Pfefferspray wa-
ren das Ergebnis solcher Überlegungen.
Nach den Aktionen gab es viele, die zu-
sammenstanden und sich Gedanken mach-
ten, wie sie beim nächsten Mal oder bei an-
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deren Aktionen ihren Schutz weiterent-
wickeln könnten. Diese gemeinsame De-
batte, in der die Mittel zur Durchsetzung
eines Zieles selbst bestimmt werden, in der
ein selbstbestimmter Umgang mit staat-
lichen Gesetzen und Polizeigewalt gesucht
wird, ist unserer Ansicht nach eine militante
Debatte im besten Sinne, und die daraus
folgende Intervention ist eine massenmili-
tante Aktion. 
Es geht uns bei Aktionen dieser Art nicht
nur um ein Ziel, dass beispielsweise in Mi-
nuten stehendem Castor oder in Kubik-
meter bewegtem Schotter gemessen wer-
den kann, sondern auch um den Prozess,
der zur Intervention führt, und um die
Frage, ob uns dieser Prozess einer emanzi-
patorischen Gesellschaft näher bringt oder
nicht. 
Wir hoffen, dass viele Leute das Erlebte als
motivierend empfinden und sich nicht von
den Bullen abschrecken lassen. Wir hatten
im Vorfeld mit einem solch brutalem Agie-
ren der Bullen gerechnet, aber auch gehofft,
dass wir größere Lücken finden würden.
Auch wenn Teile des Bündnisses die Kon-
frontation mit den Bullen etwas kleingere-
det haben, glauben wir, dass niemand völlig
überrascht einem knüppelndem Bullen
gegenüber stand, und es genügend Bewe-
gungsfreiheit gab um zu gehen wenn es ei-
neR zu viel wurde. Ein Großteil der Akti-
vist_innen aus dem Süden entschloss sich
aber trotz der Bullenpräsenz es gegen Mit-
tag an einem anderen Ort noch einmal zu
versuchen. Schön war während des Tages
der kollektive Lernprozess Aller, wodurch
es gerade am zweiten Ort über längere
Zeit immer wieder gelang, auf die Schienen
zu kommen.

Trainings
In diesem Zusammenhang fanden wir es
eine besondere Qualität der Kampagne,
dass schon im Vorfeld durch zahlreiche Trai-
nings die Möglichkeit bestand, miteinander
ins Gespräch zu kommen, Dinge für sich
selbst zu klären und sich gemeinsam zu or-
ganisieren. Dies trifft sicherlich nicht auf alle
4000 Leute zu, die an der Aktion teilge-
nommen haben, aber grob überschlagen
haben zwischen 800 und 1000 Leute wäh-
rend der Kampagne und in den Camps an
den Trainings teilgenommen. Unserer An-
sicht nach machte dies einen großen Teil
der Entschlossenheit in der Aktion aus,
auch wenn die Qualität der Polizeigewalt
am oberen Ende dessen war, womit wir ge-
rechnet haben. Für eine Weiterentwicklung
der Kampagne Castor?Schottern! würden
wir uns wünschen, dass schon viel früher
mit diesem Selbstorganisationsprozess be-
gonnen wird, dass sich Finger eventuell in
lokalen und regionalen Bündnissen organi-

sieren und nicht nur über bereits beste-
hende Organisationen und Gruppen. 

Aktionsbild
Neben den Trainings fanden wir das Ak-
tionsbild hilfreich, denn es bot für alle einen
Rahmen in dem mensch mit einiger Sicher-
heit agieren konnte, und in dem klar be-
schrieben wurde worum es in der Aktion
geht. So wurde verhindert dass viele wie
noch bei "zum Zug kommen" (2008) über-
rascht am Bahndamm stehen bleiben, weil
keine Klarheit darüber besteht, was denn
am Gleis passieren würde. 
Die Aktionsform "Schottern" war dabei das
richtige Konfrontationsniveau, denn Tau-
sende, auch jene, die dann an der Aktion
nicht Teil genommen haben, und auch in an-
deren Bewegungsteilen konnten sich spon-
tan etwas unter dieser Aktionsform vor-
stellen, sie vermittelt sich unmittelbar. In
diesem Sinne war das Schottern eine Pro-
paganda der Tat, hieß Schottern "die Dinge
in die Hand zu nehmen" und bedurfte kei-
ner weiteren Erläuterung. Schottern ist die
unmittelbarste Umsetzung des Leitspruchs
"Atomausstieg ist Handarbeit" und dieser
wiederum die klarste Absage an eine par-
teienvermittelte Anti-Atompolitik. Einigen
waren die Flyer und Plakate inhaltlich zu
dünn, wir denken jedoch, dass die direkte
Aktion und das Label mehr aussagen konn-
ten als viele Seiten beschriebenes Papier
(was keine Absage an Theoriearbeit sein
soll!) 

Vorsicht gefährliche Strömungen
Castor?Schottern! war neben allem Ande-
ren auch ein mutiges Experiment, bei dem
autonome Gruppen und die Strukturen der
interventionistischen Linken (IL) versuch-
ten, die sie trennenden Erfahrungen aus
dem Widerstand gegen den G8 Gipfel 2007
zu überwinden. Für die IL hieß dies, sich ei-
nem wesentlich offensiveren Aktionsver-
lauf, einer aktiv geschützten Massensabo-
tage, zu nähern; für autonome Gruppen das
Einlassen auf ein Aktionsbild, dass in auto-
nomen Strukturen probate Aktionsformen
ausschließt. Nach dem monatelangen Rin-
gen um das Aktionsbild können wir festhal-
ten, dass es sich in der Aktion bewährt hat.
Wir denken weiterhin, dass Steine werfen
in der Situation nicht wesentlich weiterge-
holfen hätte, wohl aber das Risiko für Ver-
letzte auf unserer Seite deutlich erhöht
hätte. Wir wollen uns gar nicht prinzipiell
gegen einzelne Aktionsformen ausspre-
chen, denken aber, dass sich die Mittel dem
politischen Ziel anzupassen haben. Eine Di-
skussion, die innerhalb der autonomen Lin-
ken leider viel zu selten geführt wird. 
Darüber, ob das "interkulturelle Bündnis"
mit der IL ein Erfolg war, gehen in autono-

men Kreisen die Meinungen auseinander.
Wir fanden die Kampagne insgesamt und
die Zusammenarbeit in der Aktion einen
großen Schritt nach vorn, auch wenn die
Fallstricke einer offensiven Öffentlichkeits-
arbeit sehr aufmerksam zu beachten sind.

Jenseits der Aktion - diskursiver Ge-
ländegewinn - vom Protest zum
Widerstand
Erinnern wir uns an das Frühjahr 2010:
mehr als 120.000 Menschen nehmen sich
am Tschernobyl-Jahrestag an die Hand, um
gegen Atomanlagen zu demonstrieren. Eine
Menschenkette von Brokdorf über Bruns-
büttel nach Krümmel entsteht und stellt
den größten Massenprotest der letzten
zwanzig Jahre gegen Atomanlagen dar.
Doch neben dem Anlass, dem Tschernobyl-
Jahrestag, geht beim Händchenhalten mit
Grünen und SPD vollkommen verloren,
wer den Weiterbetrieb der Atomanlagen
zwischen 1998 und 2006 organisiert hat
und mit welchem Engagement die Grünen
die Stilllegung der Anti-Atom-Bewegung
betrieben haben als sie an der Regierung
waren.  Nach dem Sommer der Menschen-
ketten und Großdemonstrationen, war die
Kampagne Castor?Schottern! sicherlich ein
wichtiges Element, das dafür gesorgt hat,
dass durch den Castorwiderstand das
Atomthema nicht vollkommen von den
Grünen absorbiert werden konnte, dass
dem Protest der Widerstand folgte. So
musste sich Jürgen Trittin im NDR die
Frage gefallen lassen, ob er denn nun mit-
schottere. Dass einem Parteivorsitzenden
in einem öffentlich-rechtlichen Sender eine
solche Frage gestellt werden konnte, macht
den "diskursiven Geländegewinn" deutlich,
den die Kampagne erreicht hat. Weit über
die Kampagne hinaus fand Castor?Schot-
tern! große Sympathien und viele Men-
schen, die sich bis dato einfach nur hinge-
setzt hatten, sahen für sich eine Option ei-
nen Schritt weiter zu gehen. So sehr sich
die etablierten Parteien und die Polizei
auch bemühten, eine Kriminalisierung und
Delegitimierung der Kampagne gelang ih-
nen nicht. Stattdessen wurde das vielfach
schon verkrustete Castorritual aufgebro-
chen und neue Interventionsräume ge-
schaffen. Widersetzen, die dezentralen Trek-
kerblockaden und das Schottern, um nur
einige zu nennen, haben eine bunte und un-
kontrollierbare Gemengelage entstehen
lassen, die vielen vor Augen führte, dass der
Transport technisch vielleicht machbar, po-
litisch aber nicht durchsetzbar ist.
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